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Satzung der Kassenarztliche Bundesvereinigung KBV

ALLGEMEINE REGELUNGEN

1.2.
1.3.

1.4.

Name und Sitz

Die Kassenarztlichen Vereinigungen im Bundesgebiet bilden die
»Kassendrztliche Bundesvereinigung”.

Die Kassenarztliche Bundesvereinigung ist eine Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts.

Die Kassenarztliche Bundesvereinigung flihrt ein Dienstsiegel. Das Dienstsiegel zeigt den Bun-
desadler und die Umschrift ,Kassenarztliche Bundesvereinigung Kérperschaft des 6ffentlichen
Rechts”.

Die Kassenarztliche Bundesvereinigung hat ihren Sitz in Berlin.

Struktur der Kassenarztlichen Bundesvereinigung

Organe der Kassenarztlichen Bundesvereinigung sind

= die Vertreterversammlung und
= der Vorstand.

DIE VERTRETERVERSAMMLUNG

3.
3.1

3.2.
3.2.1.

3.2.2.
3.2.3.
3.2.4.
3.2.5.
3.2.6.
3.2.7.
3.2.8.

3.2.9.

3.2.10.
3.2.11.
3.2.12.

3.2.13.

3.2.14.

Aufgaben der Vertreterversammlung
Die Vertreterversammlung ist das Selbstverwaltungsorgan der Kassenarztlichen Bundesvereinigung.

Die Aufgaben der Vertreterversammlung sind insbesondere

die Beschlussfassung lber die Satzung, sonstiges autonomes Recht, ihre Geschaftsordnung und
andere Ordnungen, insbesondere Uber die Ordnung zu Entschadigungen und Erstattungen,

die Uberwachung des Vorstandes,

die Einsicht in Geschafts- und Verwaltungsunterlagen,

die Befragung des Vorstandes,

das Treffen aller Entscheidungen, die fir die Kérperschaft von grundsatzlicher Bedeutung sind,
die Beschlussfassung zur Ubernahme von Aufgaben gem. § 75 Abs. 6 SGB V,

die Feststellung des Haushaltsplans,

die Festsetzung des Beitrags der Kassenarztlichen Vereinigungen zur Finanzierung der Kassenarzt-
lichen Bundesvereinigung,

die Bestimmung des Wirtschaftspriifers oder der Wirtschaftsprifungsgesellschaft zur Priifung der
Jahresrechnung auf Vorschlag des Finanzausschusses,

die Beschlussfassung Gber die Entlastung des Vorstandes wegen der Jahresrechnung,
die Vertretung der Kérperschaft gegeniiber dem Vorstand und dessen Mitgliedern,

die Beschlussfassung liber den Erwerb, die VerdaufRerung oder die Belastung von Grundstiicken
sowie die Errichtung von Gebauden,

die Bestatigung der von der Kassenarztlichen Bundesvereinigung zu bestellenden Stellvertreter fur
das Beschlussgremium des Gemeinsamen Bundesausschusses gemal} § 91 SGB V nach Benennung
durch den Vorstand, soweit diese nicht bereits nach der Ziffer 21.2.15 benannte Mitglieder oder
Stellvertreter sind, und

die Wahl der Mitglieder von Ausschiissen, Fachkommissionen und beratenden Fachausschiissen,
sowie die weiteren in der Satzung erwdhnten.
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3.3.

3.4.

3.5.

4.2.

4.2.1.

4.2.2.

4.2.3.

4.3.

4.3.1.

4.3.2.

4.3.3.

Die Vertreterversammlung kann samtliche Geschafts- und Verwaltungsunterlagen einsehen und
prifen. Fir die Wahrnehmung des Einsichtsrechts der Vertreterversammlung in Geschafts- und
Verwaltungsunterlagen gilt, dass dieses Recht grundsatzlich durch den Vorsitzenden der Vertre-
terversammlung oder seine Stellvertreter gegeniiber dem Vorstand wahrgenommen wird.

Die Vertreterversammlung kann dariiber hinaus mit mindestens 6 Ja-Stimmen eine Einsichtnahme
in konkreten Fallen durch mehrere Mitglieder beschlieBen, wobei der Vorsitzende der Vertreter-
versammlung oder einer seiner Stellvertreter und drei der den Beschluss tragenden Mitglieder der
Vertreterversammlung an der Einsicht zu beteiligen sind.

Mitglieder der Vertreterversammlung haben ein Fragerecht gegeniiber dem Vorstand zu konkreti-
sierten Sachverhalten oder Themen aus dem Aufgabenbereich der Vertreterversammlung. Fragen
sind schriftlich oder textformig an die Geschaftsstelle des Vorstandes zu richten; der Vorsitzende
der Vertreterversammlung ist in geeigneter Form zu informieren. Fragen einzelner Mitglieder sind
vom Vorstand, sofern keine tatsachlichen oder rechtlichen Hinderungsgriinde entgegenstehen,
bis zur oder, sofern diese mindestens 10 Tage vor der Sitzung gestellt sind, in der nachsten Sitzung
der Vertreterversammlung zu beantworten. Fragen von Gruppen bestehend aus 10 Prozent oder
mehreren Mitgliedern der Vertreterversammlung oder des Vorsitzenden oder des ersten oder
zweiten stellvertretenden Vorsitzenden sind vom Vorstand binnen angemessener Frist zu beant-
worten.

Zahl, Zusammensetzung, Benennung und Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung hat insgesamt 60 Mitglieder und wird aus gesetzlichen Mitgliedern so-
wie gewihlten Mitgliedern aus dem Kreis der Arzte und Psychotherapeuten fiir eine Amtsperiode
von 6 Kalenderjahren gebildet.

Gesetzliche Mitglieder sind kraft Amtes der jeweilige Vorsitzende des Vorstandes einer Kassen-
arztlichen Vereinigung und ein Stellvertreter des Vorsitzenden:

Ilhre jeweilige Anzahl ergibt sich aus einem Vorsitzenden und einem Stellvertreter fir jede entsen-
dende Kassenarztliche Vereinigung.

Der jeweilige Vorsitzende des Vorstandes einer Kassenarztlichen Vereinigung wird durch die Wahl
in dieses Amt Mitglied der Vertreterversammlung.

Ein Stellvertreter des Vorsitzenden aus dem Vorstand der jeweiligen Kassenarztlichen Vereinigung
wird durch Benennung Mitglied der Vertreterversammlung. Ein Wechsel der Benennung ist moglich.

Gewadbhlte arztliche Mitglieder der Vertreterversammlung sind Mitglieder, die aus dem Kreis der
Arzte in den Vertreterversammlungen der Kassenirztlichen Vereinigungen gewahlt werden:

Ihre Gesamtzahl ergibt sich aus der Differenz der Gesamtzahl der Mitglieder nach der Ziffer 4.1.
abziglich der gesetzlichen Mitglieder nach der Ziffer 4.2. sowie der gewahlten psychotherapeuti-
schen Mitglieder nach der Ziffer 4.4.

Die Kassenarztlichen Vereinigungen wahlen die auf sie entfallende Anzahl an Mitgliedern nach der
Ziffer 4.3.3. in unmittelbarer und geheimer Wahl aus den Reihen der Mitglieder der Vertreterver-
sammlungen nach den Grundséatzen fir die Wahl des Vorstandes der jeweiligen Kassenarztlichen
Vereinigung zu Beginn ihrer jeweiligen Amtsperiode.

Die Anzahl der von der jeweiligen Kassenarztlichen Vereinigung zu wahlenden Mitglieder wird
nach der sich aus der Verteilung nach dem Hochstzahlverfahren nach d’Hondt auf Basis des jewei-
ligen Anteils der Mitglieder der jeweiligen Kassendrztlichen Vereinigung an der Gesamtzahl aller
Mitglieder der Kassendarztlichen Vereinigungen berechnet. Grundlage sind die Mitgliederzahlen
zum 30. Juni des Jahres vor dem Beginn der jeweiligen Amtsperiode. Anderungen der Mitglieder-
zahlen nach dem vorbenannten Stichtag bleiben in der Zusammensetzung der Vertreterversamm-
lung unberiicksichtigt. Die Feststellungen zu Anzahl und Verteilung trifft der Vorsitzende des Vor-
standes der Kassenarztlichen Bundesvereinigung vor Beginn der nachsten Amtsperiode.
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4.3.4.

4.4.

4.4.1.

4.4.2.

4.4.3.

5.2.

5.3.

53.1.
5.3.2.

5.3.3.

5.3.4.

5.3.5.

5.4.

Die Vertreterversammlungen der Kassenarztlichen Vereinigungen wahlen mit dem Mitglied auch
einen ersten Stellvertreter.

Gewahlte psychotherapeutische Mitglieder der Vertreterversammlung sind Mitglieder, die Psy-
chologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten sind und aus
dem Kreis entsprechender Mitglieder der Kassenarztlichen Vereinigungen gewahlt werden:

Die Anzahl der Mitglieder betragt grundsatzlich 10 Prozent der Gesamtzahl der Mitglieder der
Vertreterversammlung nach der Ziffer 4.1.

Unter den Mitgliedern soll mindestens ein Vertreter der Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten sein.

Die Wahl der psychotherapeutischen Mitglieder der Vertreterversammlung wird in der Wahlord-
nung (Anlage 1) geregelt.

Amtszeit, Beginn und Ende des Amtes der Mitglieder der Vertreterversammlung

Die Amtszeit eines Mitglieds der Vertreterversammlung beginnt bei gesetzlichen Mitgliedern mit
deren Wahl oder der Benennung, bei den gewahlten arztlichen oder psychotherapeutischen Mit-
gliedern mit der Annahme der Wabhl, frithestens jedoch zum Beginn der Amtsperiode.

Die Amtszeit endet ohne Riicksicht auf den Zeitpunkt der Wahl jeweils mit dem Schluss des 6. Ka-
lenderjahres. Die Mitglieder bleiben jedoch bis zum Beginn der Amtszeit ihrer Nachfolger im Amt.

Die Amtszeit endet vorzeitig
durch Ricktritt, nicht nur voriibergehender Amtsunfahigkeit oder Tod,

durch Verlust der Amtsfahigkeit, der Wahlbarkeit und des Stimmrechts gemaR § 45 Strafgesetz-
buch,

bei gesetzlichen Mitgliedern durch Beendigung des jeweiligen Vorstandsamtes in der Kassenarztli-
chen Vereinigung oder Benennung eines anderen Stellvertretenden Vorsitzenden,

bei gewahlten Mitgliedern durch Niederlegung des Amtes oder Verlust oder Wechsel der Mit-
gliedschaft in der Kassenarztlichen Vereinigung, aus der das Mitglied gewahlt ist,

im Falle einer Wahl zum Mitglied des Vorstandes mit der Annahme der Wahl.

Bei vorzeitiger Beendigung tritt im Falle der gesetzlichen Mitglieder der Nachfolger im Amt des
Vorstandsvorsitzenden oder der nachbenannte Stellvertreter des Vorsitzenden, im Fall der ge-
wahlten drztlichen oder psychotherapeutischen Mitglieder der Stellvertreter an dessen Stelle.
Sind mehrere Stellvertreter gewahlt, so rlickt der erste, spater der weitere Stellvertreter nach. Ist
kein Stellvertreter eines gewahlten arztlichen Mitglieds mehr vorhanden, so ist in der ndchsten
Sitzung der Vertreterversammlung der jeweiligen Kassenarztlichen Vereinigung eine Ersatzwahl
durchzuflhren. Ist kein Stellvertreter eines gewahlten psychotherapeutischen Mitglieds mehr vor-
handen, so kdnnen die verbliebenen gewahlten psychotherapeutischen Mitglieder einen Nachri-
cker kooptieren. In allen Fallen des Beginns der Mitgliedschaft wahrend der regelmaRigen Amts-
zeit der Vertreterversammlung beladuft sich die Amtszeit des Nachriickenden abweichend nur auf
die verbleibende Amtszeit entsprechend der Ziffer 5.2.

Vorsitzender der Vertreterversammlung

Der Vertreterversammlung steht ein Vorsitzender vor. Dieser hat einen ersten und einen zweiten
Stellvertreter. Soweit in der Satzung oder der Geschéaftsordnung der Vertreterversammlung nichts
abweichend geregelt ist, wird der Vorsitzende im Verhinderungsfall vom ersten Stellvertreter ver-
treten. Ist in diesem Fall der erste Stellvertreter verhindert, wird dieser vom zweiten Stellvertreter
vertreten.
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6.2.

6.3.

6.4.

6.4.1.
6.4.2.
6.4.3.
6.4.4.

6.5.

6.6.

7.2.

Die Wahl des Vorsitzenden der Vertreterversammlung und seiner Stellvertreter wird in der Wahl-
ordnung (Anlage 1) geregelt.

Die Amter des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung
beginnen jeweils mit der Annahme ihrer Wahl. Die Amter enden regelm&Rig mit Eintritt in die
konstituierende Sitzung der Vertreterversammlung der nachsten Amtsperiode.

Die Amter des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung
enden vorzeitig

durch Rucktritt,

mit ihrer Abberufung nach Ziffer 6.5.,

mit der Beendigung ihrer Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung,

im Falle einer Wahl zum Mitglied des Vorstandes mit der Annahme der Wahl.

Im Fall des vorzeitigen Endes des Amtes ist unverziglich ein Nachfolger zu wahlen.

Der Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden kdnnen von der Vertreterversammlung
abberufen werden, wenn bestimmte Tatsachen das Vertrauen der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung zur Amtsfiihrung des Vorsitzenden oder seiner Stellvertreter ausschlieBen, insbeson-
dere wenn sie ihre Pflicht als Willensvertreter der Vertreterversammlung oder ihre Informations-
pflichten gegenliber der Vertreterversammlung verletzt haben. Mit dem Beschluss Uiber die Abbe-
rufung muss die Vertreterversammlung gleichzeitig einen Nachfolger fiir den Vorsitzenden der
Vertreterversammlung oder seines abberufenen Stellvertreters wahlen. Der Antrag ist vier Wo-
chen vor der Sitzung von mindestens 15 Mitgliedern der Vertreterversammlung schriftlich und mit
einer Begriindung versehen zu stellen. Der Beschluss wird mit der einfachen Mehrheit der giiltig
abgegebenen Stimmen gefasst.

Der Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung kénnen nach
einem ermachtigenden Beschluss fiir die gesamte regelmaflige Amtsperiode oder ein definiertes
Einzelgeschaft oder einen Geschaftsbereich gerichtlich und auergerichtlich die Kérperschaft ge-
genitber dem Vorstand und dessen Mitgliedern jeweils mit Alleinvertretungsbefugnis vertreten.
Im Innenverhéltnis gilt, dass grundsatzlich der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der erste,
sodann bei dessen Verhinderung der zweite stellvertretende Vorsitzende vertretungsberechtigt
ist. Eine abweichende Regelung von Satz 2 kann im Einzelfall beschlossen werden oder durch die
Geschaftsordnung der Vertreterversammlung fir die Regelung nach Satz 2 sowie Regelungen zu
Geschaftsbereichen nach Satz 1 getroffen werden.

Rechtsstellung des Mitglieds der Vertreterversammlung

Die Mitglieder der Vertreterversammlung sind in ihrer Amtsfiihrung unabhangig und an Weisun-
gen nicht gebunden. Der Vorsitzende und seine Stellvertreter sind nur gebunden, soweit die Sat-
zung oder das Gesetz dies vorsieht.

Die Amter eines Mitglieds der Vertreterversammlung der Kassenirztlichen Bundesvereinigung so-
wie des Vorsitzenden der Vertreterversammlung und seiner Stellvertreter sind Ehrenamter. So-
fern von der Kérperschaft mit Mitgliedern oder Vorsitzenden gesondert Vereinbarungen tber
Dienst- oder Werkleistungen gegeniiber der Kassenarztlichen Bundesvereinigung geschlossen
werden, so bedarf diese Vereinbarung zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Vertreterver-
sammlung. Fehlt es bei einer entgeltlichen Tatigkeit im Rahmen einer solchen Vereinbarung an
der Zustimmung der Vertreterversammlung, so hat das Mitglied der Vertreterversammlung die
Verglitung an die Kassenarztliche Bundesvereinigung zurlickzuzahlen, es sei denn, dass die Vertre-
terversammlung den Vertrag nachtraglich genehmigt. Im Fall der Rickzahlung der Verglitung
bleibt der Anspruch des Mitglieds der Vertreterversammlung auf Herausgabe der durch die geleis-
teten Tatigkeit erlangten Bereicherung unberiihrt; der Anspruch kann jedoch nicht gegen den
Riickgewahranspruch aufgerechnet werden.
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7.3.

7.4.

7.5.
7.6.

8.2.

8.3.

8.4.

8.5.

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung und seine Stellvertreter sowie die Mitglieder der Ver-
treterversammlung erhalten Reisekostenerstattungen und Entschadigungsleistungen, die dem
Grunde und der Hohe nach in einer gesonderten Ordnung geregelt werden, die als Anlage 2 Be-
standteil dieser Satzung ist. Bei der Festlegung der Entschadigungen des Vorsitzenden der Vertre-
terversammlung und seiner Stellvertreter ist der regelmaRig entstehende Zeitaufwand der Amts-
auslibung zu bericksichtigen.

Jedes Mitglied hat in der Vertreterversammlung grundsatzlich und vorbehaltlich der abweichen-
den MaBgaben dieser Satzung eine gewichtete Stimme entsprechend der Regelungen (iber eine
Stimmgewichtung zur Herstellung einer Paritat zwischen den Vertretern der Hausarzte und den
Vertretern der Facharzte in der Vertreterversammlung in der Ziffer 10. Sofern eine paritatische
Abstimmung nicht vorzunehmen ist, ist jedes Mitglied mit einer Stimme stimmberechtigt.

Die Erteilung einer Vollmacht zur Auslibung des Stimmrechts auf einen Dritten ist nicht zulassig.

Im Verhinderungsfall konnen die gesetzlichen Mitglieder ihre Stimme auf das jeweils andere ge-
setzliche Mitglied aus derselben Kassenarztlichen Vereinigung Gbertragen. Eine Vertretung der
gesetzlichen Mitglieder ist ausgeschlossen. Gewdahlte Mitglieder werden im Verhinderungsfall
durch ihren gewahlten Stellvertreter vertreten. Sie haben in diesem Fall Sorge dafiir zu tragen,
dass der Stellvertreter (bei mehreren Stellvertretern in der Reihenfolge des ersten und der weite-
ren Stellvertreter) an der Sitzung teilnehmen kann. Wird ein gewahltes Mitglied durch seinen
Stellvertreter vertreten, so kann die Vertretung im Laufe derselben Sitzung nicht mehr riickgangig
gemacht werden. Die Ubertragung der Stimme eines gewihlten Mitglieds auf ein anderes Mit-
glied oder einen Dritten ist unzuldssig.

Sitzungen, Beschlussfahigkeit, Beschliisse und Wahlen der Vertreterversammlung

In der konstituierenden Sitzung, die unverziiglich nach Wahl und Benennung aller Mitglieder ein-
zuberufen ist, werden mindestens der Vorsitzende, dessen Stellvertreter, der Vorstand der Kas-
senarztlichen Bundesvereinigung und die Mitglieder des Ausschusses fiir Vorstandsangelegenhei-
ten gewahlt. Die konstituierende Sitzung der Vertreterversammlung leitet das lebensalteste Mit-
glied.

Die Vertreterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte aller Mitglieder anwe-
send ist.

Soweit Mitglieder lber eine Videokonferenz in eine Sitzung der Vertreterversammlung zugeschal-
tet werden, gelten sie als anwesend im Sinne von Satz 1. Auch in diesen Fallen muss in geeigneter
Weise sichergestellt werden, dass insbesondere die Vorgaben zur geheimen und namentlichen
Abstimmung sowie zur Offentlichkeit der Sitzungen eingehalten werden.

Die Beschllsse der Vertreterversammlung werden mit einfacher Mehrheit der giiltig abgegebenen
Stimmen gefasst, soweit nicht in dieser Satzung eine qualifizierte Mehrheit vorgeschrieben ist.
Satzungsanderungen bediirfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Vertreterversammlung.
Stimmenthaltungen werden nicht beriicksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der zur Abstimmung
gestellte Antrag abgelehnt.

Uber die Sitzung der Vertreterversammlung ist ein Protokoll zu fertigen und den Mitgliedern der
Vertreterversammlung, dem Vorstand sowie der Aufsichtsbehorde in Abschrift schriftlich oder
textférmig zu Ubersenden. Die Vertreterversammlung kann beschlieRen, dass ein Wortprotokoll
angefertigt wird.

Eine geheime Abstimmung findet in Sitzungen der Vertreterversammlung nur in denjenigen be-
sonderen Fallen statt, in denen erkennbar ist, dass die Mitglieder bei einer offenen Abstimmung
offensichtlich an einer unbeeinflussten Abgabe ihrer Stimme gehindert waren. Eine geheime Ab-
stimmung findet nicht mehr statt, wenn der Vorsitzende der Vertreterversammlung bereits zur
Stimmabgabe durch Handaufheben aufgefordert hat. In den Fallen der Ziffer 8.6. ist eine geheime
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8.6.

8.6.1.
8.6.2.
8.6.3.
8.6.4.
8.6.5.

8.7.

8.8.

10.
10.1.

10.2.

10.3.

10.4.

Abstimmung ausgeschlossen. Der Beschluss Gber eine geheime Abstimmung ist schriftlich zu be-
grinden.

Die Abstimmung Uber haftungsrelevante Tatbestdande erfolgt namentlich. Haftungsrelevante Tat-
bestande sind insbesondere die Beschlussfassungen tGber

die Feststellung des Haushaltsplans,

die Entlastung des Vorstandes wegen der Jahresrechnung,

den Abschluss der Dienstvertrage der Vorstandsmitglieder,

die Geltendmachung finanzieller Anspriiche gegentiber Vorstandsmitgliedern oder Dritten,

Antrdge, aufgrund deren nach Beratung durch den Finanzausschuss auRerplanmaRige Ausgaben
oder ein Nachtragshaushalt hervorgerufen werden.

Eine schriftliche Beschlussfassung ist zuldssig, insbesondere wenn ein Zuwarten auf die nachste
Sitzung der Vertreterversammlung aus tatsachlichen oder rechtlichen Griinden nicht moglich ist.

Weitere Regelungen zur Einladung, Tagesordnung, zum Ablauf, zu Abstimmungen und Protokollen
der Sitzungen kénnen durch die Vertreterversammlung in einer Geschaftsordnung der Vertreter-
versammlung getroffen werden. Die Einzelheiten der Wahl kénnen durch die Vertreterversamm-
lung in einer Wahlordnung festgelegt werden, die als Anlage 1 Bestandteil der Satzung ist. Elektro-
nisch gestiitzte Abstimmung und Wahl ist zulassig, wenn deren Sicherheit der einer geheimen Ab-
stimmung gleichkommt.

Beschlussfassung in getrennten Abstimmungen der Versorgungsebenen

Ist der Gegenstand einer Beschlussfassung durch den Ausschuss flir Zuordnung der Beschlussfas-
sung zur Beschlussfassung ausschlieRlich der hausarztlichen oder ausschlieRlich der facharztlichen
Versorgungsebene zugeordnet, so findet die Abstimmung abweichend vom Grundsatz der ge-
meinsamen Abstimmung getrennt mit der einfachen Mehrheit der in der Vertreterversammlung
anwesenden Mitglieder der jeweiligen Versorgungsebene statt.

Beschlussfassung in gemeinsamen Abstimmungen der Versorgungsebenen

Sofern eine Beschlussfassung nicht in getrennter Abstimmung gemaR der Ziffer 9. erfolgt, gelten
fiir gemeinsame Abstimmungen die nachfolgenden Bestimmungen Uber eine Stimmgewichtung
zur Herstellung einer Paritat zwischen den Vertretern der Hausarzte und den Vertretern der Fach-
arzte in der Vertreterversammlung. Die Zuordnung der Vertreter der jeweiligen Versorgungsfunk-
tion der hausarztlichen und der facharztlichen Versorgung in der Vertreterversammlung erfolgt
gemal} den Regelungen fiir die Vorstandswahl.

Zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode und vor der konstituierenden Sitzung der neuen Vertreter-
versammlung wird fiir das Abstimmungsverfahren fiir jedes Mitglied der Vertreterversammlung
die gewichtete Stimme festgestellt, welche rechnerisch in Entsprechung der halftigen Zahl der
Mitglieder der Vertreterversammlung zur Zahl der Mitglieder der Vertreterversammlung der
haus- bzw. fachéarztlichen Versorgungsebene zugeordnet wird. Die Zuordnung des Stimmgewichts
erfolgt durch einen Quotienten aus der halftigen Anzahl der Mitglieder der Vertreterversammlung
geteilt durch die Anzahl der Mitglieder der haus- bzw. fachérztlichen Versorgungsebene der Ver-
treterversammlung.

Die Stimmgewichtung und die Anzahl der Stimmen, die jedem Mitglied zugeordnet werden, wer-
den zu Beginn einer Sitzung bekannt gegeben.

Die Festlegungen Uber die Stimmengewichte gelten fir die Dauer der Amtsperiode der Vertreter-
versammlung, es sei denn, die Zahl der Mitglieder der Vertreterversammlung aus einer Versor-
gungsebene andert sich durch Nachriicken von Mitgliedern in die Vertreterversammlung fir den
Rest der Amtsperiode mit der Wirkung einer Erhéhung oder Minderung der Zahl der Mitglieder
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10.5.

11.
11.1.

11.1.1.

11.1.2.

11.2.

11.3.

der jeweils anderen Versorgungsebene. Die Neuverteilung wird vor Beginn der ersten Vertreter-
versammlung mit den nachriickenden Mitgliedern festgestellt und gilt vorbehaltlich weiterer Ver-
anderungen fir den Rest der Amtsperiode fiir ihren weiteren Verlauf.

Nehmen an einer Sitzung der Vertreterversammlung Stellvertreter statt gewahlter Mitglieder teil,
die einer jeweils anderen Versorgungsebene als das stimmberechtigte Mitglied angehdren, erfolgt
fir diese Sitzung eine gesonderte Stimmgewichtung entsprechend dem in der Ziffer 10.2. geregel-
ten Verfahren. Bei Stimmrechtsiibertragung gesetzlicher Mitglieder der Vertreterversammlung
zahlt die ibertragene Stimme nur fiir die Versorgungsebene des Mitglieds, welches seine Stimme
Ubertragen hat. Die Stimmgewichtung und die Anzahl der Stimmen, die jedem Mitglied zugeord-
net werden, werden zu Beginn der Sitzung bekannt gegeben.

Offentlichkeit der Sitzungen und Vertraulichkeit von Dokumenten

Fir die Offentlichkeit der Sitzungen, die Beschrankung und den Ausschluss der Offentlichkeit gilt
Folgendes:

Sitzungen der Vertreterversammlung sind grundsatzlich éffentlich, soweit die Offentlichkeit nicht
in besonderen Fallen nach der Ziffer 11.1.2. Satz 1 und 2 ausgeschlossen wird.

Nicht-offentliche Sitzung:

Die Offentlichkeit kann nur in besonderen Fillen ausgeschlossen werden, insbesondere wenn be-
rechtigte Interessen Einzelner einer 6ffentlichen Sitzung entgegenstehen. Solche besonderen Fille
sind insbesondere Personalangelegenheiten, Vorstandsangelegenheiten, Verhandlungen der Kas-
sendrztlichen Bundesvereinigung mit den Vertragspartnern sowie die Aufgaben der Vertreterver-
sammlung nach den Ziffer 3.2.7. bis 3.2.10. Der Vorsitzende der Vertreterversammlung legt in der
Tagesordnung in einem nicht-6ffentlichen Teil behandelte Beratungsgegenstande fest. An nichtof-
fentlichen Sitzungen nehmen die Mitglieder der Vertreterversammlung und ihre Stellvertreter so-
wie die Mitglieder des Vorstandes der Kassenarztlichen Bundesvereinigung teil. Vorstandsmitglie-
dern von Kassenarztlichen Vereinigungen, die nicht Mitglieder der Vertreterversammlung der KBV
sind, ist eine eigene Entscheidung zur Teilnahme eingerdumt. Ferner kann auf Vorschlag des Vor-
sitzenden der Vertreterversammlung oder des Vorstands der KBV weiteren Personen die Teil-
nahme gestattet werden. Die Vertreterversammlung kann beschlieRen, dass der Vorstand oder
einzelne Vorstandsmitglieder in begriindeten Fallen von der Teilnahme am nicht-6ffentlichen Teil
oder einzelnen Tagesordnungspunkten innerhalb des nicht-6ffentlichen Teils ausgeschlossen wer-
den.

Sitzungsdokumente einschlieBlich der Protokolle sind fiir die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung und deren Vertreter fachoffentlich. Sitzungsdokumente und Protokolle aus nicht-6ffentlicher
Sitzung oder Dokumente, die als ,,vertraulich” oder ,,streng vertraulich” bezeichnet werden, sind
geheim und nur zur Kenntnisnahme und Verwendung der Mitglieder der Vertreterversammlung
bestimmt.

Zum Schutz der Interessen der Kassenarztlichen Bundesvereinigung und der Kassenarztlichen Ver-
einigungen sowie der Organmitglieder der Kassenarztlichen Bundesvereinigung kann der Vorsit-
zende der Vertreterversammlung allein oder auf Antrag des Vorstandes der Kassenarztlichen Bun-
desvereinigung oder von Mitgliedern der Vertreterversammlung bestimmte Unterlagen, welche
den Mitgliedern der Vertreterversammlung zur Beratung und Beschlussfassung zur Verfiigung ge-
stellt werden, sowie miindliche Informationen in der Beratung der Vertreterversammlung und
Beratungsergebnisse der Vertreterversammlung als ,,vertraulich oder ,streng vertraulich” klassi-
fizieren. Die Mitglieder der Vertreterversammlung sind verpflichtet, in der Stufe ,vertraulich”
Uber die entsprechenden Inhalte Stillschweigen zu bewahren, in der Stufe ,streng vertraulich”
auch liber deren Existenz. Diese Pflicht zur Vertraulichkeit gilt auch nach Beendigung des Amtes
als Mitglied der Vertreterversammlung oder Vorstand. Die Vertreterversammlung hat zu beschlie-
Ren, ob und welche Beratungsergebnisse in welcher Form 6ffentlich gemacht werden diirfen.
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11.4.

11.5.

11.6.

11.7.

12.

Jeder, dem vertrauliche oder streng vertrauliche Informationen, Unterlagen und Beratungsergeb-
nisse zuganglich gemacht worden sind, oder jeder, der von ihnen Kenntnis erhalten hat, tragt die
personliche Verantwortung fiir die Vertraulichkeit sowie eine Behandlung und Aufbewahrung von
Unterlagen, die eine Veroffentlichung verhindern. Alle Organmitglieder stellen sicher, dass die
von ihnen hinzugezogenen Stellvertreter oder Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher
Weise einhalten. Der Vorsitzende der Vertreterversammlung kann in Abstimmung mit der Vertre-
terversammlung zulassen, dass bestimmte Dokumente und Informationen von Mitgliedern der
Vertreterversammlung in Gremien der Kassenarztlichen Vereinigungen, in welchen sie vertreten
sind, sowie in Berufsverbanden in geeigneter Weise transparent gemacht werden diirfen. Dies gilt
nicht fiir streng vertrauliche Unterlagen oder Informationen sowie Unterlagen und Informationen,
die in nicht-6ffentlicher Sitzung beraten werden.

Die Dokumente, die als vertrauliche oder streng vertrauliche Unterlagen bestimmt werden, sollen
in geeigneter Weise gekennzeichnet werden.

Die Vorschriften zur Vertraulichkeit finden auch Anwendung auf Ausschiisse der Vertreterver-
sammlung, Beratende Fachausschiisse der Kassenarztlichen Bundesvereinigung sowie sonstige
Gremien, welche von der Vertreterversammlung oder vom Vorstand der Kassenarztlichen Bun-
desvereinigung eingesetzt werden.

Zur Sicherung der Verschwiegenheitspflicht unterzeichnen die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung und der anderen Gremien eine Verpflichtungserklarung, mit der sie sich der Verschwiegen-
heitspflicht unterwerfen sowie auf die eventuellen strafrechtlichen und datenschutzrechtlichen
Folgen eines Verstolles gegen die Verschwiegenheitspflicht hingewiesen werden.

Operative Unterstiitzung der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung wird bei der Durchfihrung ihrer Aufgaben von der Fachebene der Kas-
senarztlichen Bundesvereinigung unterstiitzt. Hierzu erldsst der Vorsitzende der Vertreterver-
sammlung ein Organisationsstatut. Es muss gewahrleistet werden, dass die Mitarbeiter der Kas-
senarztlichen Bundesvereinigung im Rahmen ihrer Tatigkeit in Bezug auf die gesetzlichen und sat-
zungsmalligen Aufgaben der Vertreterversammlung gegeniiber dem Vorstand weisungsunabhan-
gig sind. Die Mitarbeiter diirfen wegen der Erfiillung dieser Aufgaben nicht benachteiligt oder per-
sonalrechtlichen MalRnahmen unterworfen werden.

DIE AUSSCHUSSE DER VERTRETERVERSAMMLUNG

13.
13.1.

13.1.1.
13.1.2.
13.1.3.
13.1.4.
13.1.5.

13.2.

13.3.

Ausschiisse der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung richtet folgende standigen Ausschiisse ein:
Ausschuss fur Finanzen,

Ausschuss fiir Zuordnung der Beschlussfassung,

Ausschuss fiir Vorstandsangelegenheiten,

Ausschuss fiir Satzungsangelegenheiten,

Ausschuss fiir Compliance.

Die Vertreterversammlung kann weitere nach sachlichen Aufgaben oder Themen gegliederte Aus-
schiisse einrichten und die Zahl der Mitglieder des Ausschusses bestimmen.

Die Mitglieder eines Ausschusses werden durch die Vertreterversammlung durch Wahl aus ihren
Reihen bestimmt, sofern nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist. Die Wahl der Mitglieder
der Ausschisse wird in der Wahlordnung (Anlage 1) geregelt. Die Amtszeit entspricht der Amtspe-
riode der Vertreterversammlung.
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13.4.

13.5.

14.

14.1.

14.2.

14.3.

14.4.

15.

15.1.

15.2.

15.3.

Die Ausschiisse werden durch einen Vorsitzenden geleitet, dessen Berufung durch Wahl des Aus-
schusses aus dem Kreise der Mitglieder des Ausschusses erfolgt, sofern nachfolgend nichts ande-
res geregelt ist. Entscheidungen der Ausschiisse erfolgen durch Mehrheitsbeschluss. Die Aus-
schiisse geben sich jeweils eine Geschaftsordnung, die zur Giiltigkeit der Zustimmung der Vertre-
terversammlung bedarf.

Uber die Sitzungen aller Ausschiisse sind Protokolle zu erstellen. Diese sind den Mitgliedern der
Ausschiisse, der Vertreterversammlung und dem Vorstand zuganglich zu machen.

Ausschuss fiir Finanzen

Der Ausschuss fur Finanzen hat die Aufgabe, die Beschlussfassung der Vertreterversammlung
Uber den Haushaltsplan und die Jahresrechnung vorzubereiten. Ferner kann er die Berichte durch
den Vorstand zum Stand der Finanzen und deren voraussichtliche Entwicklung wiirdigen.

Der Ausschuss fur Finanzen hat 6 Mitglieder, die von der Vertreterversammlung aus ihrer Mitte
gewahlt werden und die paritatisch die hausarztliche und die facharztliche Versorgungsebene ver-
treten. Unter den fachérztlichen Mitgliedern ist ein psychotherapeutisches Mitglied.

Der Vorsitzende wird auf Vorschlag der Mitglieder des Ausschusses von der Vertreterversamm-
lung gewahlt. Der Ausschuss tritt regelmaRig zusammen.

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Finanzen steht in Wahrnehmung ihrer Funktion ein eigenes
Recht auf Einsicht in Geschafts- und Verwaltungsunterlagen zur personlichen Ausiibung zu.

Ausschuss fiir Zuordnung der Beschlussfassung

Der Ausschuss fur Zuordnung der Beschlussfassung hat die Aufgabe, zu Antragen, Beschlussvorla-
gen oder anderen Angelegenheiten der Vertreterversammlung die Zuordnung zur ausschlieRlich
hausarztlichen und ausschlielRlich facharztlichen Versorgung festzustellen. Die Vertreterversamm-
lung ist an die Entscheidung des Ausschusses zur Zuordnung gebunden.

Der Ausschuss kann bereits vor einer Sitzung der Vertreterversammlung auf Antrag von jeweils
mindestens 60 Prozent der Mitglieder der Vertreterversammlung aus der jeweiligen Versorgungs-
ebene oder wahrend der Sitzung der Vertreterversammlung von jeweils mindestens 60 Prozent
der anwesenden Mitglieder der Versorgungsebene mit einer Entscheidung beauftragt werden, ob
die Beschlussvorlage oder der von der Vertreterversammlung zu entscheidende Sachverhalt Be-
lange, welche ausschlieBlich die hausarztliche Versorgung, und Belange, welche ausschlieRlich die
facharztliche Versorgung betreffen, zum Gegenstand haben. Der Antrag kann jederzeit und soll
spatestens vor Beginn der Sitzung der Vertreterversammlung gestellt werden. Antrage, die im
Verlauf der Sitzung einer Vertreterversammlung zur Anrufung des Ausschusses gestellt werden,
sind durch eine Sitzung des Ausschusses wahrend der Vertreterversammlung zu entscheiden;
Uber den zeitlichen Ablauf entscheidet der Vorsitzende der Vertreterversammlung. In begriinde-
ten Fallen kann der Ausschuss beschlieRen, dass eine Entscheidung liber die Zuordnung erst nach
der Sitzung der Vertreterversammlung getroffen wird.

Der Ausschuss hat insgesamt 10 gewahlte und damit stimmberechtigte Mitglieder. Ferner geho-
ren ihm mit beratender Stimme kraft Amtes der Vorsitzende der Vertreterversammlung sowie die
Mitglieder des Vorstandes an. Der Ausschuss ist beschlussfahig, wenn mindestens sechs stimmbe-
rechtigte Mitglieder oder ihre Stellvertreter anwesend sind. Ein Mitglied des Ausschusses oder
sein Stellvertreter kdnnen in dem Fall, in dem beide an der Teilnahme an einer Sitzung des Aus-
schusses verhindert sind, ihre Stimme auf ein anderes Mitglied aus derselben Versorgungsebene
oder dessen an der Sitzung teilnehmenden Stellvertreter lGbertragen.
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15.4.

15.5.

15.5.1.

15.5.2.

15.6.

15.7.

16.
16.1.

16.2.

16.3.

17.
17.1.

17.2.

Der Ausschuss entscheidet mit mindestens einer Mehrheit von 6 stimmberechtigten Mitgliedern
nach Absatz 3 Uber die entsprechende Zuordnung. Kommt ein Beschluss mit dieser Mehrheit zu-
stande, erfolgt eine entsprechende getrennte Beschlussfassung in der Vertreterversammlung.

Die gewadhlten Mitglieder verteilen sich auf je 5 Mitglieder der Vertreterversammlung der Kassen-
arztlichen Bundesvereinigung aus dem Kreis der hausarztlichen Versorgung und 5 Mitglieder aus
dem Kreis der facharztlichen Versorgung.

Diese Mitgliedergruppen setzen sich im Ausschuss wie folgt zusammen:

5 Mitglieder der hausarztlichen Versorgungsebene: Hauséarzte (Facharzte fiir Allgemeinmedizin),
davon sollen nach Moglichkeit ein Facharzt fur Kinder- und Jugendmedizin und ein hausarztlicher
Internist Mitglied sein;

5 Mitglieder der facharztlichen Versorgungsebene: 4 Facharzte, ein Psychologischer Psychothera-
peut oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut.

Die Wahl der Mitglieder des Ausschusses fiir Zuordnung der Beschlussfassung wird in der Wahl-
ordnung (Anlage 1) geregelt.

Den Vorsitz des Ausschusses fiihrt der Vorsitzende der Vertreterversammlung. Der Vorstand der
Kassenarztlichen Bundesvereinigung hat an den Beratungen teilzunehmen; Ausnahmen beschliel3t
der Vorsitzende des Ausschusses. Der Ausschuss kann auf Beschluss des Vorsitzenden und der
Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder Sachverstandige zur Beratung hinzuziehen.

Ausschuss fiir Vorstandsangelegenheiten

Der Ausschuss fur Vorstandsangelegenheiten hat die Aufgabe, die Vertreterversammlung bei der
Vorbereitung des Abschlusses von Dienstvertragen mit den Vorstandsmitgliedern, deren Ande-
rung und Ergéanzung sowie in dienstrechtlichen Angelegenheiten und den daraus resultierenden
Konsequenzen zu unterstitzen. Ferner gehort zu seinen Aufgaben, das Benehmen fiir Benennun-
gen durch den Vorstand fir Gremien der Kassenarztlichen Bundesvereinigung sowie der Gremien
der gemeinsamen Selbstverwaltung herzustellen. Dies gilt nicht fiir die nach § 91 Abs. 2 Satz 1 und
14 SGB V zu benennenden Mitglieder des Beschlussgremiums des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses und dessen Stellvertreter.

Der Ausschuss hat insgesamt 7 Mitglieder, von denen einer kraft Amtes der Vorsitzende der Ver-
treterversammlung ist. Dem Ausschuss gehoren ferner 6 Mitglieder an, die von der Vertreterver-
sammlung aus ihrer Mitte gewahlt werden und die paritatisch die hausarztliche und die facharztli-
che Versorgungsebene, vertreten. Unter den fachéarztlichen Mitgliedern ist ein psychotherapeuti-
sches Mitglied.

Den Vorsitz im Ausschuss flhrt der Vorsitzende der Vertreterversammlung. Der Ausschuss fir
Vorstandsangelegenheiten tritt nur bei Bedarf zusammen.

Ausschuss fiir Satzungsangelegenheiten

Der Ausschuss fur Satzungsangelegenheiten hat die Aufgabe, die Beschlussfassung der Vertreter-
versammlung Uber die Satzung sowie deren Anderung und Ergdnzung vorzubereiten.

Der Ausschuss hat insgesamt 9 Mitglieder, von denen einer kraft Amtes der Vorsitzende der Ver-
treterversammlung ist. Dem Ausschuss gehoren ferner 8 Mitglieder an, die von der Vertreterver-
sammlung aus ihrer Mitte gewahlt werden und die paritatisch die hausarztliche und die facharztli-
che Versorgungsebene vertreten. Unter den facharztlichen Mitgliedern ist ein psychotherapeuti-
sches Mitglied.
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17.3.

18.

18.1.

18.2.

18.3.

18.4.

Den Vorsitz im Ausschuss flihrt der Vorsitzende der Vertreterversammlung. Der Ausschuss fiir Sat-
zungsangelegenheiten tritt nur bei Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden vom Justiziar bera-
ten.

Ausschuss fiir Compliance

Der Ausschuss flir Compliance hat die Aufgabe, die Compliance im Zustandigkeitsbereich der Ver-
treterversammlung wahrzunehmen und ferner die Uberwachung der dem Vorstand obliegenden
Compliance-Verantwortung sicherzustellen. Die der Compliance zu Grunde zu legenden Regel-
werke kdnnen in der Geschaftsordnung des Ausschusses benannt werden.

Der Ausschuss flir Compliance hat gewahlte 5 Mitglieder. Die Mitglieder miissen Mitglied der Ver-
treterversammlung sein. Der Justiziar als rechtlicher Berater der Vertreterversammlung sowie der
Beauftragte fiir Compliance der Kassenarztlichen Bundesvereinigung sind durch ihr Amt bera-
tende Mitglieder des Ausschusses flir Compliance. Insoweit ist eine dienstliche und fachliche Un-
abhangigkeit des Justiziars und des Compliance-Beauftragten vom Vorstand sicherzustellen. Den
beratenden Mitgliedern steht kein Anspruch auf Entschadigung zu.

Der Vorsitzende wird auf Vorschlag der Mitglieder des Ausschusses von der Vertreterversamm-
lung gewahlt und soll Gber Erfahrungen zu Compliance verfiigen. Der Ausschuss tritt regelmaRig
zusammen.

Den Mitgliedern des Ausschusses fir Compliance steht in Wahrnehmung ihrer Funktion ein eige-
nes Recht auf Einsicht in Geschafts- und Verwaltungsunterlagen zu.

DIE FACHKOMMISSIONEN

19.

19.1.

19.2.

19.3.

20.

Fachkommission der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertreterversammlung

Aufgabe der Fachkommission der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertreterversammlung ist eine
vorbereitende Meinungsbildung in Angelegenheiten, welche fiir die Kassenarztliche Bundesverei-
nigung von grundsatzlicher Bedeutung sind sowie in sonstigen Angelegenheiten, die die Funktion
der gewdhlten Mitglieder im Rahmen ihrer Aufgaben in der Vertreterversammlung betreffen.

Die Mitglieder sind die gewahlten arztlichen Mitglieder nach der Ziffer 4.3. und die gewahlten psy-
chotherapeutischen Mitglieder nach der Ziffer 4.4. Kraft Amtes gehort ihr ferner der Vorsitzende
der Vertreterversammlung an.

Vorsitzender der Fachkommission ist der Vorsitzende der Vertreterversammlung. Die Mitglieder
des Vorstandes sollen an den Sitzungen der Fachkommission teilnehmen.

Weitere Fachkommissionen

Die Vertreterversammlung kann weitere Fachkommissionen einrichten. Sie bestimmt fiir die Fach-
kommission jeweils Aufgabe, Zahl und Zusammensetzung sowie gegebenenfalls Wahl der Mitglie-
der und den Vorsitzenden. Wird eine Bestimmung zum Vorsitz nicht getroffen, fiihrt der Vorsit-
zende der Vertreterversammlung auch in diesen Fachkommissionen den Vorsitz.
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DER VORSTAND

21.
21.1.

21.2.
21.2.1.
21.2.2.

21.2.3.

21.2.4.

21.2.5.

21.2.6.

21.2.7.

21.2.8.

21.2.9.

21.2.10.

21.2.11.

21.2.12.

21.2.13.
21.2.14.

Aufgaben des Vorstands

Der Vorstand ist fiir die Erledigung aller Aufgaben der Kassenarztlichen Bundesvereinigung zustan-
dig und verantwortlich, soweit sie nicht der Vertreterversammlung vorbehalten sind. Der Vor-
stand leitet die Kassenarztliche Bundesvereinigung und fiihrt deren Geschafte. Er vertritt die Kas-
senarztliche Bundesvereinigung gerichtlich und auRRergerichtlich nach MalRgabe dieser Satzung.

Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:
die Umsetzung der Beschliisse der Vertreterversammlung;

die Berichterstattung in geeigneter Form an die Vertreterversammlung liber die Umsetzung von
Entscheidungen von grundsatzlicher Bedeutung sowie die finanzielle Situation und die voraus-
sichtliche Entwicklung;

die Berichterstattung an die Vertreterversammlung lber die Angelegenheiten der Kérperschaft,
die in der Regel schriftlich erfolgt; die Vertreterversammlung kann einen Bericht tiber die Angele-
genheiten der Korperschaft mit einer Mehrheit von 15 Stimmen geltend machen;

die Berichterstattung an die Vertreterversammlung vor der Entscheidung des Vorstandes liber die
Errichtung, Ubernahme oder wesentliche Erweiterung von Einrichtungen im Sinne von § 85 Abs. 1
SGB IV der Kassenarztlichen Bundesvereinigung oder von Dienstleistungsgesellschaften der Kas-
senarztlichen Bundesvereinigung nach § 77a SGB V und von Arbeitsgemeinschaften nach § 94a
SGB X, an denen die Kassendrztliche Bundesvereinigung beteiligt ist;

die Berichterstattung nach § 77b Abs. 2 SGB V Uiber die Einrichtungen, an denen die Kassenarztli-
che Bundesvereinigung, von ihr gegriindete Dienstleistungsgesellschaften nach § 77a SGB V oder
Arbeitsgemeinschaften nach § 94a SGB X unter Beteiligung der KBV beteiligt sind;

die Unterrichtung der Vertreterversammlung und auRRerhalb einer Sitzung auch des Vorsitzenden
der Vertreterversammlung Uber alle Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung und bei wichti-
gem Anlass; der Vorsitzende der Vertreterversammlung kann vom Vorstand verlangen, dass die
Unterrichtung an die jeweiligen Ausschiisse erfolgt;

die Information der Rechtsaufsicht liber rechtsaufsichtlich relevante Sachverhalte und tber die
Beteiligungen der Kassenarztlichen Bundesvereinigungen, von ihr nach § 77a SGB V gegriindeter
Dienstleistungsgesellschaften und Arbeitsgemeinschaften nach § 94a SGB V, an denen die Kassen-
arztliche Bundesvereinigung beteiligt ist;

das Ermoglichen der Einsicht in Geschafts- und Verwaltungsunterlagen durch die Vertreterver-
sammlung und die Beantwortung der Fragen der Vertreterversammlung;

die Anhorung der Vorsitzenden der Ausschisse der Vertreterversammlung und die Unterrichtung
dieser Uber relevante Themen, insbesondere durch regelmafRige Hinzuziehung der Vorsitzenden
zu Besprechungen des Vorstands;

die Gewahrleistung einer ordnungsgemafien Verwaltung der Koérperschaft;

die Bestellung und Entbindung der Vertreter der Kassenarztlichen Bundesvereinigung in Ausschis-
sen und sonstigen Gremien der Einrichtungen der gemeinsamen Selbstverwaltung auf Bundes-
ebene, soweit das Gesetz oder die Satzung keine anderweitigen Regelungen enthalten;

die Ernennung der von der Kassenarztlichen Bundesvereinigung zu benennenden ehrenamtlichen
Bundessozialrichter;

die Berichterstattung der Vorstandsmitglieder tiber Nebentatigkeiten in drztlichen Organisationen;

den Abschluss von Vertragen im Namen der Kassendrztlichen Bundesvereinigung und den Be-
schluss lber die im Gesetz vorgesehenen Richtlinien und Regelungen der Kassenarztlichen Bun-
desvereinigung mit der MalRgabe, dass die Vertreterversammlung oder der zustandige Ausschuss
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21.2.15.

21.3.

22.
22.1.

22.2.
22.3.

22.4.
22.4.1.
22.4.2.

22.4.3.
22.44.

22.5.

22.6.

23.
23.1.
23.2.

der Vertreterversammlung zu unterrichten ist und die jeweiligen Beratenden Fachausschiisse ent-
sprechend der Satzung mitwirken.

Zwei Mitglieder des Vorstands sind nach Benennung durch den Vorstand Mitglieder des Be-
schlussgremiums des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 91 Abs. 2 Satz 1 SGB V. Das Vor-
standsmitglied, das nicht Mitglied des Beschlussgremiums nach Satz 1 ist, ist einer der ersten
Stellvertreter nach § 91 Abs. 2 Satz 21 der Mitglieder des Beschlussgremiums.

Verwaltungsakte der Kassenarztlichen Bundesvereinigung erlasst der Vorstand. Der Vorstand ist
Widerspruchsstelle im Sinne des § 85 Abs. 2 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz.

Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

Der Vorstand der Kassenarztlichen Bundesvereinigung besteht aus 3 fiir die Dauer der regelmaRi-
gen Amtsperiode der Vertreterversammlung gewahlten Mitgliedern.

Die Wahl des Vorstandes wird in der Wahlordnung (Anlage 1) geregelt.

Das Amt eines Mitglieds des Vorstandes beginnt mit der Erklarung der Annahme der Wahl. Die
Amtszeit betragt sechs Kalenderjahre. Das Mitglied des Vorstandes bleibt bis zur Amtsiibernahme
seines Nachfolgers im Amt. Die Amtszeit endet jedoch spatestens zum 30. Juni des Jahres der kon-
stituierenden Sitzung der Vertreterversammlung der nachsten Amtsperiode.

Das Amt eines Mitglieds des Vorstandes endet vorzeitig,
durch Verlust der Amtsfahigkeit, der Wahlbarkeit und des Stimmrechts gemaR § 45 Strafgesetzbuch;

mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Abberufung oder Enthebung und dem Beginn des Am-
tes eines Nachfolgers;

durch Verzicht, Riicktritt, nicht nur voriibergehender Amtsunfahigkeit oder Tod;

mit dem Erwerb der Mitgliedschaft in einem anderen Organ, wenn die zeitgleiche Zugehorigkeit
zum Vorstand der Koérperschaft ausgeschlossen ist.

Endet die Amtszeit eines Mitglieds des Vorstandes vorzeitig, findet eine Nachwahl auf die freige-
wordene Position im Vorstand nach vorstehenden Regelungen statt. Die Nachwahl soll innerhalb
von drei Monaten nach Eintritt der Beendigung erfolgen. Abweichend von der Ziffer 22.3. Satz 2
endet die Amtszeit des nachgewahlten Vorstandsmitgliedes am Ende der Amtsperiode.

Ein Mitglied des Vorstandes kann durch Beschluss der Vertreterversammlung von seinem Amt
enthoben oder seines Amtes entbunden werden, wenn die Voraussetzungen nach § 79 Abs. 6
SGB Vi.V.m. § 35a Abs. 7 i.V.m. § 59 Abs. 2 und 3 SGB IV vorliegen. Der Beschluss tber die Abbe-
rufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Vertreterversammlung. Der An-
trag auf Abberufung muss von mindestens einem Viertel der Mitglieder der Vertreterversamm-
lung gestellt werden. Das Quorum gilt nicht im Falle der Nichtvorlage der Voraussetzungen der
Wihlbarkeit und deren nachtraglichen Wegfallens. Uber den Antrag kann nur verhandelt und be-
schlossen werden, wenn er spatestens vier Wochen vor der Sitzung mit einer Begriindung beim
Vorsitzenden schriftlich eingegangen ist. Der Antrag ist in die Tagesordnung aufzunehmen. Die
Versammlung kann die sofortige Vollziehung des Beschlusses anordnen.

Rechtsstellung des Vorstandes und Geschaftsfiihrung
Die Vorstandsmitglieder diirfen nicht Mitglied der Vertreterversammlung sein.

Die gerichtliche und auRergerichtliche Vertretung der Kassenarztlichen Bundesvereinigung durch
den Vorstand obliegt dem Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung dem stellvertretenden Vorsit-
zenden, bei gleichzeitiger Verhinderung des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden
dem Mitglied des Vorstands. Naheres regelt die Geschaftsordnung des Vorstands.

16/31



Satzung der Kassenarztliche Bundesvereinigung KBV

23.3.

23.4.

23.5.

24.
24.1.

24.2.

24.3.

25.

25.1.

25.2.

25.3.

25.3.1.

Der Vorstand bestimmt die Richtlinien der Geschaftsfiihrung und gibt sich im Benehmen mit der
Vertreterversammlung eine Geschaftsordnung. Innerhalb dieser Richtlinien nimmt jedes Vor-
standsmitglied die Aufgaben seines Geschaftsbereichs selbstdandig wahr. Die Geschaftsordnung
regelt insbesondere die erganzend notwendige Geschaftsverteilung sowie die Voraussetzungen
der Beschlussfassung. Besteht tber die Geschaftsfiihrung oder die Richtlinien oder die Auslegung
der Geschaftsfiihrung Streit, so entscheidet der Vorstand mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Bei
Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

Der Vorstand kann zur fachlichen Beratung bei der Durchfiihrung seiner Aufgaben Kommissionen
bilden und Sachverstandige hinzuziehen.

Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen der Vertreterversammlung teilzu-
nehmen, soweit nicht die Vertreterversammlung den Vorstand oder ein einzelnes Vorstandsmit-
glied nach der Ziffer 11.1.2. Satz 5 in einem begriindeten Fall von der Teilnahme an einer nicht-
offentlichen Sitzung oder zu einzelnen Tagesordnungspunkten in einer nicht-6ffentlichen Sitzung
ausgeschlossen hat. Sie kdnnen jederzeit das Wort ergreifen.

Geschéftsstelle des Vorstandes und das Justiziariat

Der Vorstand wird bei der Durchfiihrung seiner gesetzlichen und satzungsmaRigen Aufgaben
durch eine Geschaftsstelle unterstitzt.

Ferner wird ein Justiziariat eingerichtet, welches dienstrechtlich im Rahmen der Tatigkeit fir den
Vorstand und die Geschaftsstelle unmittelbar dem Vorstand untersteht. Soweit die Justiziare die
Vertreterversammlung, ihren Vorsitzenden und deren Stellvertreter sowie die Ausschiisse der
Vertreterversammlung beraten, sind sie gegeniiber dem Vorstand dienstlich? wie fachlich wei-
sungsunabhangig. In ihrer rechtlichen Beratung sind die Justiziare unabhangig. Das Justiziariat
steht entsprechend den vom Vorstand zu erlassenden Richtlinien den Organen, Gremien und der
Geschaftsstelle zur Beratung in rechtlichen Fragen zur Verfligung.

Der Vorstand regelt die Organisation der Geschaftsstelle durch Richtlinien. Durch allgemeine Wei-
sung oder Beschluss im Einzelfall kann der Vorstand die Erledigung bestimmter Aufgaben mit Zu-
stimmung des betroffenen Mitglieds einem Mitglied des Vorstands oder dem Justiziar ibertragen.
Die Verantwortung des Vorstandes bleibt unberihrt.

Rechtsverhaltnis der Mitglieder des Vorstandes

Die Mitglieder des Vorstandes stehen in einem 6ffentlich-rechtlichen Amtsverhaltnis zur Kassen-
arztlichen Bundesvereinigung, dessen Inhalt im Einzelnen durch einen Dienstvertrag geregelt
wird.

Die Mitglieder des Vorstandes Gben ihr Amt hauptamtlich aus. Eine Nebentatigkeit ist nur nach
Malgabe des Dienstvertrages zulassig.

Nach der Wahl als Mitglieder des Vorstandes ist der Dienstvertrag unverziiglich zu schlieen. Da-
bei gilt:

Als Grundlage fir die Verhandlungen mit den Vorstandsmitgliedern durch den Vorsitzenden der
Vertreterversammlung und fir die Beratung im Ausschuss fir Vorstandsangelegenheiten be-
schliefRt die Vertreterversammlung Eckpunkte fiir die Dienstvertrage (Verglitung, Versorgungsan-
spriiche, Nebentatigkeit in eigener Praxis u. .). Die Eckpunkte sollen bereits vor den Wahlen der
Vorstandsmitglieder beschlossen und, soweit moglich, den Kandidaten fiir die Wahl zum Vor-

1 Die dienstliche Weisungsunabhadngigkeit umfasst nicht die jenseits der Beratung der Vertreterversammlung, ihrer Vorsitzenden und deren Stellvertreter
sowie deren Ausschiisse liegenden dienstlichen Belange der KBV.
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25.3.2.

25.3.3.

25.3.4.

25.4.

25.5.

25.6.

standsamt zur Kenntnis gegeben werden. Die Eckpunkte stellen flir den Vorsitzenden der Vertre-
terversammlung und die Mitglieder des Ausschusses fiir Vorstandsangelegenheiten den verbindli-
chen Rahmen fiir die Verhandlung der Dienstvertrage dar.

Vor Abschluss des Dienstvertrages mit dem Mitglied des Vorstandes ist die Vertreterversammlung
Uber die Einhaltung der Eckpunkte und weitere wesentliche Inhalte der Dienstvertrdge zu infor-
mieren und ihre Zustimmung durch Beschluss herbeizufiihren. Beim Vorsitzenden der Vertreter-
versammlung ist die Moglichkeit zu schaffen, dass Mitglieder der Vertreterversammlung in die
Dienstvertrage nach ihrem Abschluss Einsicht nehmen kdnnen.

Die Rechtsverhaltnisse der Vorstandsmitglieder, insbesondere Gehalts- und Versorgungsansprii-
che sowie ihre Nebentatigkeit und die Haftung, werden durch einen Dienstvertrag geregelt, den
der Vorsitzende der Vertreterversammlung fiir die Kassenarztliche Bundesvereinigung nach Bera-
tung im Ausschuss fiir Vorstandsangelegenheiten und nach Beschlussfassung in der Vertreterver-
sammlung abschlief3t.

Der Dienstvertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung der Zustimmung der Rechtsaufsicht.

Auch fiir nachfolgende Anderungen und Ergdnzungen gelten die unter den Ziffern 25.3.1. bis
25.3.4. niedergelegten Grundsatze entsprechend.

Auf Verlangen der Vertreterversammlung ist ein Vorstandsmitglied, dessen regelmaRige Amtszeit
beendet ist, verpflichtet, die Geschéfte bis zur Ernennung eines Nachfolgers, jedoch hochstens
sechs Monate weiterzufiihren. Die Dienstvertrage mit den Vorstandsmitgliedern sind entspre-
chend abzuschlieBen oder gelten zeitanteilig fort.

Die Mitglieder des Vorstandes haben, auch nach Beendigung ihres Amtsverhaltnisses, (iber die
ihnen amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt
nicht fur Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder fir Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedirfen.

DIE FACHAUSSCHUSSE

26.
26.1.

26.1.1.
26.1.2.
26.1.3.
26.1.4.

26.2.

26.3.

26.4.

26.5.

Beratende Fachausschiisse

Es werden folgende Beratende Fachausschiisse eingesetzt:

Beratender Fachausschuss fiir die hausarztliche Versorgung.

Beratender Fachausschuss fiir die facharztliche Versorgung.

Beratender Fachausschuss flir Psychotherapie.

Beratender Fachausschuss fiir angestellte Arzte in vertragsarztlichen Praxen und Medizinischen
Versorgungszentren.

Die Wahl der Mitglieder der Beratenden Fachausschiisse wird in der Wahlordnung (Anlage 1) ge-
regelt.

Die Mitglieder der Fachausschiisse werden fiir die Amtsperiode der Vertreterversammlung ge-
wahlt. Bei einer Bestellung eines Mitglieds im Laufe der Amtsperiode endet dessen Amtsdauer mit
dem Ende der Amtsdauer der Vertreterversammlung.

Die Mitglieder des Vorstandes der Kassenarztlichen Bundesvereinigung sind fiir die Fachaus-
schisse nicht wahlbar. Die Mitglieder des Vorstandes der Kassenarztlichen Bundesvereinigung
und der Vorsitzende der Vertreterversammlung kénnen an den Sitzungen der Beratenden Fach-
ausschiisse mit beratender Stimme teilnehmen.

Die Geschéfte der Beratenden Fachausschisse fiihrt die Kassenérztliche Bundesvereinigung. Die
Vertreterversammlung kann fiir die Fachausschiisse eine Geschaftsordnung erlassen.
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26.6.

27.

27.1.

27.2.

27.3.

28.

28.1.

28.2.
28.3.

28.4.

29.

29.1.

Die Mitglieder der Ausschiisse erhalten Reisekosten und Entschadigungen nach den fiir die Mit-
glieder von Ausschiissen der Vertreterversammlung geltenden Grundsatzen.

Beratender Fachausschuss fiir die hausarztliche Versorgung

Bei der Kassenarztlichen Bundesvereinigung wird ein Beratender Fachausschuss fiir die hausarztli-
che Versorgung errichtet. Der Ausschuss besteht aus acht Arzten, die als Mitglied einer Kassen-
arztlichen Vereinigung an der hausarztlichen Versorgung teilnehmen. Die an der hausarztlichen
Versorgung teilnehmenden Arztgruppen miissen vertreten sein. Fir jedes Mitglied im Ausschuss
wird ein Stellvertreter bestellt.

Der Ausschuss wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzen-
den.

Vor Entscheidungen oder Beschliissen des Vorstandes oder der Vertreterversammlung tber sol-
che die Sicherstellung der hauséarztlichen Versorgung betreffende wesentliche Fragen, welche die
Gesamtheit der an der hausérztlichen Versorgung teilnehmenden Arzte unmittelbar betreffen, ist
dem Ausschuss Gelegenheit zu einer schriftlichen Stellungnahme zu geben. Dies ist insbesondere
der Fall bei auf diese Gruppe bezogenen Sonderregelungen entweder fir die Sicherstellung der
bedarfsgerechten hausérztlichen Versorgung oder fiir die Verglitung der hausarztlichen Leistun-
gen. Bei eilbedirftigen Angelegenheiten kann fiir die Abgabe der Stellungnahme eine Frist gesetzt
werden.

Beratender Fachausschuss fiir die facharztliche Versorgung

Bei der Kassenarztlichen Bundesvereinigung wird ein Beratender Fachausschuss fir die facharztli-
che Versorgung errichtet. Der Fachausschuss besteht aus acht Facharzten, welche als Mitglied ei-
ner Kassendrztlichen Vereinigung an der facharztlichen Versorgung teilnehmen. Der Ausschuss
setzt sich aus mindestens jeweils einem Vertreter der konservativen, operativen und medizinisch-
technischen Medizin sowie einem ermachtigtem Krankenhausarzt oder einem Belegarzt und vier
weiteren Mitgliedern zusammen. Fiir jedes Mitglied im Ausschuss wird ein Stellvertreter bestellt.
Bei Beratung eines Gegenstandes nach der Ziffer 28.3., der im Ausschuss durch eine Fachgruppe
nicht vertreten werden kann, soll der Ausschuss Vertreter dieser Fachgruppe als Sachverstandige
hinzuziehen.

Der Ausschuss wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

Vor Entscheidungen oder Beschliissen des Vorstandes oder der Vertreterversammlung tber sol-
che die Sicherstellung der fachéarztlichen Versorgung (ohne psychotherapeutische Versorgung)
betreffende wesentliche Fragen, welche die Gesamtheit der an der facharztlichen Versorgung teil-
nehmenden Arzte unmittelbar betreffen, ist dem Ausschuss Gelegenheit zu einer schriftlichen
Stellungnahme zu geben. Dies ist insbesondere der Fall bei auf diese Gruppe bezogenen Sonderre-
gelungen entweder fiir die Sicherstellung der bedarfsgerechten facharztlichen Versorgung oder
fiir die Verglitung der facharztlichen Leistungen. Bei eilbediirftigen Angelegenheiten kann fir die
Abgabe der Stellungnahme eine Frist gesetzt werden.

Arzte, welche das Fachgebiet der Psychotherapie vertreten, oder Psychotherapeuten sind fiir den
Beratenden Fachausschuss fiir die facharztliche Versorgung nicht wahlbar.

Beratender Fachausschuss fiir Psychotherapie

Bei der Kassenarztlichen Bundesvereinigung wird ein Beratender Fachausschuss fiir Psychothera-
pie errichtet. Der Ausschuss besteht aus fiinf Psychologischen Psychotherapeuten und einem Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten sowie Vertretern der Arzte in gleicher Zahl. Die Vertre-
ter der Arzte miissen psychotherapeutisch titige Arzte sein; darunter soll ein Arzt sein, der die
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29.2.

29.3.

30.

30.1.

30.2.

30.3.

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie vertritt. Die Mitglieder des Ausschusses missen Mitglied
einer Kassendrztlichen Vereinigung sein. Fiir jedes Mitglied im Ausschuss wird ein Stellvertreter
bestellt.

Der Beratende Fachausschuss bestimmt aus seiner Mitte je einen Vorsitzenden aus den Reihen
der Mitglieder, welche Arzte sind, und der Mitglieder, welche Psychotherapeuten sind; die beiden
Vorsitzenden wechseln sich jahrlich im Vorsitz ab und vertreten sich gegenseitig. Die Wahl erfolgt
getrennt fiir den jeweiligen Vorsitzenden durch die Mitglieder seiner Gruppe.

Vor Entscheidungen oder Beschllissen des Vorstandes oder der Vertreterversammlung tber sol-
che die Sicherstellung der psychotherapeutischen Versorgung betreffende wesentliche Fragen,
welche die Gesamtheit der an der Versorgung teilnehmenden psychotherapeutisch titigen Arzte
und Psychotherapeuten unmittelbar betreffen, ist dem Ausschuss Gelegenheit zu einer schriftli-
chen Stellungnahme zu geben. Dies ist insbesondere der Fall bei auf diese Gruppe bezogenen Son-
derregelungen entweder fiir die Sicherstellung der bedarfsgerechten psychotherapeutischen Ver-
sorgung oder fiir die Verglitung der psychotherapeutischen Leistungen. Bei eilbediirftigen Angele-
genheiten kann flr die Abgabe der Stellungnahme eine Frist gesetzt werden.

Beratender Fachausschuss fiir angestellte Arzte/Psychotherapeuten in vertragsarztlichen/
vertragspsychotherapeutischen Praxen und Medizinischen Versorgungszentren

Bei der Kassenarztlichen Bundesvereinigung wird ein Beratender Fachausschuss fiir angestellte
Arzte und Psychotherapeuten in vertragsarztlichen/vertragspsychotherapeutischen Praxen und
Medizinischen Versorgungszentren eingerichtet. Der Ausschuss besteht aus bis zu acht Mitglie-
dern. Je 3 Mitglieder sind angestellte Arzte in vertragsirztlichen Praxen, ein weiteres Mitglied soll
ein angestellter Psychotherapeut in einer vertragspsychotherapeutischen Praxis sein. Je 3 Mitglie-
der sind angestellte Arzte in Medizinischen Versorgungszentren; ein weiteres Mitglied soll ein an-
gestellter Psychotherapeut in einem Medizinischen Versorgungszentrum sein. Fir die Mitglied-
schaft ist Voraussetzung, dass der angestellte Arzt oder Psychotherapeut eine Beschaftigung von
mindestens zehn Stunden pro Woche ausiibt und, soweit es sich um angestellte Arzte und Psycho-
therapeuten in Medizinischen Versorgungszentren handelt, Mitglied der Kassenarztlichen Vereini-
gung ist.

Der Ausschuss wahlt aus der Mitte seiner Mitglieder einen Vorsitzenden und seinen Stellvertreter.
Endet das Amt eines Mitglieds vorzeitig, wird nach Maligabe der Ziffer 6.3. der Anlage 1 ein ent-
sprechender Nachfolger durch die Vertreterversammlung der Kassenérztlichen Bundesvereini-
gung gewabhlt.

Vor Entscheidungen oder Beschliissen des Vorstandes oder der Vertreterversammlung lber Fra-
gen, welche eine besondere Bedeutung fiir die Leistungserbringung von angestellten Arzten und
Psychotherapeuten in vertragsarztlichen oder vertragspsychotherapeutischen Praxen und Medizi-
nischen Versorgungszentren haben, ist dem Ausschuss Gelegenheit zu einer schriftlichen Stellung-
nahme zu geben. Bei eilbediirftigen Angelegenheiten kann fiir die Abgabe der Stellungnahme eine
Frist gesetzt werden.

FINANZEN UND SONSTIGES

31.
31.1.

31.2.

Haushalt und Einnahmen

Der Vorstand stellt fur jedes Kalenderjahr einen Haushaltsplan auf, den die Vertreterversammlung
vor Beginn des Kalenderjahres feststellt.

Der Vorstand legt der Vertreterversammlung die Jahresrechnung vor.
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31.3.

32.

33.

33.1.

33.2.

34.

34.1.

34.2.

35.

Zur Deckung der von den Kassenarztlichen Vereinigungen zu tragenden Verwaltungskosten der
Kassenarztlichen Bundesvereinigung zahlen die Kassenarztlichen Vereinigungen Beitrage in Hohe
eines Promillesatzes der (iber die Kassenarztlichen Vereinigungen abgerechneten Vergiitungen fiir
arztliche Versorgung, soweit die Verwaltungskosten nicht durch den erganzenden Festbeitrag
nach Satz 2 abgedeckt werden. 15 Prozent der gesamten von den Kassenarztlichen Vereinigungen
zu tragenden Verwaltungskosten der Kassenarztlichen Bundesvereinigung werden von den Kas-
sendrztlichen Vereinigungen als erganzender Festbeitrag aufgebracht. Der Festbeitrag wird be-
rechnet, indem 15 Prozent der gesamten von den Kassenarztlichen Vereinigungen zu tragenden
Verwaltungskosten der Kassenarztlichen Bundesvereinigung durch die Zahl der Mitglieder aller
Kassenarztlichen Vereinigungen nach dem Stand des Bundesarztregisters zum 31.12. des Vorvor-
jahres des jeweiligen Haushaltsjahres geteilt werden und der sich daraus je Mitglied ergebende
Betrag mit der Zahl der Mitglieder jeder Kassenarztlichen Vereinigung nach dem Stand des Bun-
desarztregisters zum 31.12. des Vorvorjahres des jeweiligen Haushaltsjahres vervielfacht wird.
Der Promillesatz, der auf die tGber die Kassenérztlichen Vereinigungen abgerechneten Verglitun-
gen nach Satz 1 erhoben wird, wird von der Vertreterversammlung jahrlich festgelegt. Der Vor-
stand legt fur die Beschlussfassung der Vertreterversammlung Giber die Feststellung des Haus-
haltsplans eine Berechnung zur Erhebung der Verwaltungskosten vor, welche eine Deckung der
Verwaltungskosten (aufgrund der Bemessungsgrundlage nach Satz 1 und Satz 2) sichert.

Rechnungslegung und Priifung

Die Rechnungslegung fir jedes abgelaufene Geschéftsjahr ist durch den von der Vertreterver-
sammlung auf Vorschlag des Finanzausschusses fiir bis zu 3 Kalenderjahre bestimmten Wirt-
schaftspriifer oder Wirtschaftspriifungsgesellschaft zu priifen und mit dem Priifungsvermerk der
Vertreterversammlung zur Entlastung des Vorstandes vorzulegen.

Rechte und Pflichten der Kassenarztlichen Vereinigungen

Die Kassenarztlichen Vereinigungen sind berechtigt, in allen Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-
reichs den Rat und die Unterstiitzung der Kassenarztlichen Bundesvereinigung und ihrer Ge-
schaftsstelle in Anspruch zu nehmen.

Die Kassenarztlichen Vereinigungen sind verpflichtet, die von der Kassenarztlichen Bundesvereini-
gung im Rahmen ihrer Zustandigkeit abgeschlossenen Vertrage tiber arztliche Versorgung durch-
zufiihren.

Bekanntmachungen und Inkrafttreten von Satzungsanderungen

Bekanntmachungen der Kassenarztlichen Bundesvereinigung erfolgen im allgemein zuganglichen
Bereich der Webseite der Kassenarztlichen Bundesvereinigung in einer gesonderten Rubrik
»,Bekanntmachungen®.

Die Satzung und Satzungsdnderungen sind nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehérde im
allgemein zuganglichen Bereich der Webseite der Kassenarztlichen Bundesvereinigung in einer
gesonderten Rubrik ,Bekanntmachungen” zu veroffentlichen und treten am 8. Tag nach der
Einstellung auf der Webseite der Kassenarztlichen Bundesvereinigung in Kraft.

Gleichstellung

Aus Griinden der Ubersichtlichkeit ist in der Satzung die mannliche Form verwendet worden. Die
Satzung bezieht sich jedoch auf Frauen und Manner gleichberechtigt.
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ANLAGE 1

Wahlordnung der Vertreterversammlung der Kassenarztlichen Bundesvereinigung

1.

1.1.
1.2.

1.3.

1.4.

2.2.

3.2

Allgemeine Wahlgrundsatze
Wahlberechtigt ist jedes Mitglied der Vertreterversammlung.

Die Stimmen der Mitglieder der Vertreterversammlung zahlen entsprechend der Stimmgewich-
tung nach Ziffer 10.2. bis 10.5. der Satzung.

Wahlen in der Vertreterversammlung finden in offener Abstimmung statt, es sei denn, eine ge-
heime Wahl ist gesetzlich oder durch die Satzung bzw. Wahlordnung vorgeschrieben, die Anzahl
der Kandidaten {ibersteigt die Anzahl der zu wihlenden Amter oder wenn erkennbar ist, dass die
Mitglieder bei einer offenen Abstimmung offensichtlich an einer unbeeinflussten Abgabe ihrer
Stimme gehindert waren. Die Nutzung elektronischer Wahleinrichtungen ist zulassig.

Bei Wahlen in der Vertreterversammlung ist vorbehaltlich abweichender Regelung im Gesetz, der
Satzung oder dieser Wahlordnung gewahlt, wer die Mehrheit der giiltigen abgegebenen Stimmen
erhélt. Stimmenthaltungen bleiben unberiicksichtigt. Bei mehreren Amtern in einem Gremium
sind gesonderte Wahlgange durchzufiihren, soweit keine Blockwahl zugelassen ist. Bei mehreren
Kandidaten ist gewahlt, wer die Mehrheit der giiltigen abgegebenen Stimmen erreicht. Erreicht im
ersten Wahlgang keiner der zur Wahl vorgeschlagenen Kandidaten die notige Mehrheit, findet
eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten statt, welche die meisten Stimmen erhalten ha-
ben. Die Stichwahl ist erforderlichenfalls zu wiederholen. Erreichen im jeweiligen ersten Wahl-
gang mehrere Zweitplatzierte die gleiche Stimmenzahl und der Erstplatzierte nicht die erforderli-
che Mehrheit, so findet zunachst unter den Zweitplatzierten eine Stichwahl zur Entscheidung tiber
die Teilnahme nur eines der Zweitplatzierten an der Stichwahl statt. Steht nur ein Wahlvorschlag
zur Abstimmung, so kénnen giiltige Stimmen nur mit , Ja“ oder ,Nein“ abgegeben werden. Ge-
wahlt ist vorbehaltlich abweichender Regelungen in dieser Satzung oder der Wahlordnung der
Vorgeschlagene, wenn die Ja-Stimmen die Nein-Stimmen iberwiegen.

Wahl des Vorsitzenden der Vertreterversammlung und seiner Stellvertreter

Die Vertreterversammlung wahlt den Vorsitzenden sowie die stellvertretenden Vorsitzenden aus
ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl in Einzelwahl.

Wabhlvorschlage fiir den Vorsitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden bedirfen jeweils
der Unterstitzung von mindestens 10 Prozent der Mitglieder der Vertreterversammlung. Bei den
Wahlvorschlagen soll angestrebt werden, dass Kandidaten aus den Versorgungsbereichen der
hausarztlichen Versorgung, der facharztlichen und der psychotherapeutischen Versorgung aufge-
stellt werden.

Wahl des Vorstands

Die Vertreterversammlung wahlt den Vorstand und anschlieBend aus seiner Mitte den Vorsitzen-
den des Vorstandes und den oder die Stellvertreter. Soweit ein formelles Gesetz eine Vorgabe
hinsichtlich eines bestimmten Anteils der Geschlechter im Vorstand vorgibt, ist dies bei der Wahl
umzusetzen.

Fiir die Wahl von zwei Vorstandsmitgliedern gilt, dass jede Person wahlbar ist, welche die Eignung
fiir eines der beiden Grundsatz-Ressorts ,Hausarztliche Versorgung” oder ,,Facharztliche Versor-
gung” hat. Mindestvoraussetzung fiir diese beiden Vorstandsmitglieder ist, dass der Kandidat Arzt
oder Psychotherapeut ist und Kompetenz und Erfahrungen in der hausarztlichen Versorgung oder
facharztlichen Versorgung hat. Das dritte Vorstandsmitglied darf weder an der hausarztlichen
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3.3.

3.3.1.
3.3.2.
3.3.3.
3.3.4.

3.3.5.

3.4.

noch an der facharztlichen Versorgung teilnehmen; die Voraussetzungen nach den Satzen 1 und 2
gelten fir das dritte Vorstandsmitglied nicht. Wahlbar insoweit ist jede Person, welche die Eig-
nung fir ein Vorstandsamt der Kassendrztlichen Bundesvereinigung unter Beriicksichtigung von
deren gesetzlichen und satzungsmaBigen sowie politischen und strategischen Aufgaben besitzt.
Weitere Wahlbarkeitsvoraussetzung fir alle Vorstandsmitglieder ist die Erklarung der Bereitschaft
vor den Wahlen, das Amt des Vorstandsmitglieds hauptamtlich auszuiliben. Darilber hinaus sollen
die Kandidaten vor der Wahl Auskunft iber Funktionen in Fach- und Berufsverbanden und tber
alle sonstigen Tatigkeiten geben, welche die Wahrnehmung ihres Amts beeinflussen kénnen.

Die Vertreterversammlung wahlt in unmittelbarer und geheimer Wahl in getrennten Wahlgangen
in folgender Reihenfolge:

fur das Grundsatzressort ,Hausarztliche Versorgung” das dafiir geeignete Vorstandsmitglied;
fiir das Grundsatzressort , Facharztliche Versorgung” das dafiir geeignete Vorstandsmitglied;
das dritte Vorstandsmitglied;

aus der Mitte des Vorstandes den Vorstandsvorsitzenden; flir die Wahl des Vorstandsvorsitzen-
den ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder der Vertreterversammlung
erforderlich. Kommt eine solche Mehrheit nicht zustande, so genligt im dritten Wahlgang die ein-
fache Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Vertreterversammlung.

unter den anderen Vorstandsmitgliedern den ersten und gegebenenfalls den zweiten Stellvertre-
ter des Vorsitzenden.

Vorschlagsberechtigt fiir die Wahlen nach Ziffer 3.2. fir das Vorstandsmitglied des Grundsatzres-
sorts ,hausarztliche Versorgung” sind diejenigen gesetzlichen Mitglieder der Vertreterversamm-
lung, die als Vorsitzender des Vorstandes der Kassenarztlichen Vereinigung oder als einer der be-
nannten Stellvertreter des Vorsitzenden des Vorstandes der Kassenarztlichen Vereinigung nach
deren Satzung als Vorstandsmitglied fiir den Bereich der hausarztlichen Versorgung gewahlt wor-
den sind. Ferner sind vorschlagsberechtigt aus dem Kreis der gewahlten arztlichen Mitglieder die
Mitglieder, welche an der hausarztlichen Versorgung teilnehmen. Vorschlagsberechtigt fiir die
Wahl des Vorstandsmitglieds fur das Grundsatzressort ,,facharztliche Versorgung” sind aus dem
Kreis der gesetzlichen Mitglieder der Vertreterversammlung der Vorsitzende des Vorstandes und
sein fur die Vertreterversammlung der Kassenarztlichen Bundesvereinigung benannter Stellvertre-
ter, soweit sie von der Vertreterversammlung ihrer Kassenarztlichen Vereinigung fiir das Vor-
standsamt fiir den Bereich der facharztlichen Versorgung gewahlt worden sind. Satz 2 gilt entspre-
chend fiir die gewahlten arztlichen Mitglieder, die an der facharztlichen Versorgung teilnehmen.
Gesetzliche Mitglieder der Vertreterversammlung, die in ihrer Kassenarztlichen Vereinigung we-
der fuir den hausarztlichen noch fiir den fachérztlichen Versorgungsbereich gewahlt worden sind,
werden durch Beschluss ihrer Vertreterversammlung fiir die Wahl des Vorstandes der Kassenarzt-
lichen Bundesvereinigung jeweils einer der beiden Gruppen zugeordnet. Die gewdhlten psycho-
therapeutischen Mitglieder sind fiir die Wahl des Vorstandsmitglieds fiir das Grundsatzressort
»facharztliche Versorgung” vorschlagsberechtigt. Vorschlagsberechtigt fir die Wahlen ist jedes
Mitglied der Vertreterversammlung aus dem Kreis der jeweiligen vorschlagsberechtigten Gruppe.
Zu Beginn der Wahlen fir den Vorstand hat der Vorsitzende der Vertreterversammlung die Zuge-
horigkeit der Mitglieder der Vertreterversammlung und ihre Vorschlagsberechtigung zur jeweili-
gen Gruppe zu klaren; die Vorschlagsberechtigungen sind zu dokumentieren. Fir die Wahl eines
dritten Vorstandsmitglieds ist jedes Mitglied der Vertreterversammlung vorschlagsberechtigt.

Wahl der Mitglieder der Ausschiisse der Vertreterversammlung

Die von der Vertreterversammlung zu wahlenden Mitglieder des Finanzausschusses, des Satzungs-
ausschusses, des Ausschusses fir Vorstandsangelegenheiten und des Compliance-Ausschusses
werden entweder in Einzel- oder Blockwahl gewahilt.
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4.2.

4.2.1.

4.2.2.

4.2.3.

4.2.4.

4.2.5.

5.2.

Fiir die Wahl des Ausschusses fiir die Zuordnung der Beschlussfassung gelten die folgenden Rege-
lungen:

Die Mitglieder der Vertreterversammlung aus der jeweiligen Versorgungsebene, deren Zuordnung
sich aus der Regelung Uber das Vorschlagsrecht fir die Wahl der Mitglieder des Vorstandes in Zif-
fer 3.4. ergibt, wahlen in zwei getrennten Wahlgangen jeweils flinf Mitglieder aus der hausarztli-
chen Versorgungsebene nach der Ziffer 15.5.1. der Satzung und fiinf Mitglieder aus der facharztli-
chen Versorgungsebene nach der Ziffer 15.5.2. der Satzung und eine entsprechende Anzahl von
Stellvertretern.

Die Wahlgange innerhalb der einzelnen Versorgungsebenen kdnnen entweder als Einzelwahl oder
als Blockwahl erfolgen. Hierbei kénnen innerhalb der einzelnen Versorgungsebenen gesonderte
Wahlgénge fir den Facharzt fir Kinder- und Jugendmedizin, den hauséarztlichen Internisten und
den Psychologischen Psychotherapeuten bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten erfol-
gen.

Bei einer Blockwahl kann Uber die Vorschlage fiir die Mitglieder und Stellvertreter der jeweiligen
Versorgungsebene bzw. die Vorschlage innerhalb der jeweiligen Versorgungsebenen bei geson-
derten Wahlgangen fir den Facharzt fir Kinder- und Jugendmedizin, den hausarztlichen Internis-
ten und den Psychologischen Psychotherapeuten bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten mit Ja oder Nein abgestimmt werden. Die vorgeschlagenen Kandidaten sind in diesem Fall ge-
wahlt, wenn die Anzahl der Ja-Stimmen gegeniber der Nein-Stimmen Uiberwiegen.

Bei einer Einzelwahl hat jeder Wahlberechtigte nach der Ziffer 4.3. insgesamt finf Stimmen. Fin-
den gesonderte Wahlgadnge innerhalb des Versorgungsbereichs fiir den Facharzt fiir Kinder- und
Jugendmedizin und den hausarztlichen Internisten statt, so haben die Mitglieder der hausarztli-
chen Versorgungsebene fiir die Kandidaten aus dem Kreis der Facharzte fiir Allgemeinmedizin 3
Stimmen und fir die Kandidaten aus dem Kreis der hausarztlichen Internisten bzw. Facharzte fir
Kinder- und Jugendmedizin jeweils eine Stimme. Findet lediglich ein gesonderter Wahlgang fiir
den hausarztlichen Internisten oder den Facharzt fiir Kinder- und Jugendmedizin statt, so hat je-
der Wahlberechtigte fiir die Kandidaten aus dem Kreis der Fachdrzte fiir Allgemeinarzte 4 Stim-
men und fur den gesonderten Wahlgang eine Stimme. Die Mitglieder der facharztlichen Versor-
gungsebene haben bei einer Einzelwahl bei einem gesonderten Wahlgang fiir den Psychologi-
schen Psychotherapeuten bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten fiir die Kandidaten
aus dem Kreis der Facharzte 4 Stimmen und fiir die Kandidaten aus dem Kreis der Psychologischen
Psychotherapeuten bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten eine Stimme.

Fiir das Vorschlagsrecht gilt die Ziffer 3.4.

Wahl der psychotherapeutischen Mitglieder der Vertreterversammlung

Fiir die Wahl der psychotherapeutischen Mitglieder sind die Psychologischen Psychotherapeuten
bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, die nach § 80 Abs. 1 Satz 3 SGB V Mitglieder
der Vertreterversammlungen der Kassenarztlichen Vereinigungen sind, wahlberechtigt. Die Wah-
len werden durch die Kassenarztliche Bundesvereinigung durchgefiihrt und erfolgen unmittelbar
und geheim zu Beginn der Amtsperiode der Vertreterversammlungen der Kassenarztlichen Verei-
nigungen, spatestens bis zur konstituierenden Sitzung der Vertreterversammlung;

Fir jedes Mitglied sind jeweils ein erster und ein zweiter Stellvertreter in Einzelwahl zu wahlen.

Wahl der Mitglieder der Beratenden Fachausschiisse

Die Wahl der Mitglieder der Beratenden Fachausschiisse erfolgt in unmittelbarer und geheimer
Wahl durch die Vertreterversammlung. Hierbei ist eine Einzel- oder eine Blockwahl moglich. Die
Mitglieder der Vertreterversammlung, welche der Gruppe der Hauséarzte oder Facharzte zuzurech-
nen sind, fir die ein Beratender Fachausschuss nach der Ziffer 27. und 28. gebildet wird, unter-
breiten aus ihrer Mitte der Vertreterversammlung entsprechende Wahlvorschlage, welche der
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6.2.

6.3.

6.3.1.
6.3.2.
6.3.3.
6.3.4.

Zusammensetzung der jeweiligen Fachausschiisse entsprechen missen. Die Mitglieder der Bera-
tenden Fachausschiisse missen nicht Mitglieder der Vertreterversammlung sein. Fiir den Bera-
tenden Ausschuss fiir Psychotherapie unterbreiten die gewahlten psychotherapeutischen Mitglie-
der der Vertreterversammlung entsprechende Wahlvorschlage fiir die Mitglieder des Ausschusses
aus den Reihen der Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten, der der Zusammensetzung nach der Ziffer 29.1. Satz 2 der Satzung entsprechen muss;
dasselbe gilt fur die der Gruppe der Facharzte zuzurechnenden Mitglieder der Vertreterversamm-
lung in Bezug auf die arztlichen Mitglieder des Ausschusses gemal} Ziffer 29.1. Satz 2. der Satzung.
Die Wahlvorschlage miissen auch einen Vorschlag fiir eine entsprechende Zahl von Stellvertretern
enthalten.

Die Mitglieder der Vertreterversammlung wahlen die Mitglieder des jeweiligen Fachausschusses
bei einer Einzelwahl in einem Wahlgang durch Abgabe je einer Stimme fiir jeden zu wahlenden
Kandidaten bis zur jeweiligen Hochstzahl der Mitglieder des Fachausschusses nach MalRgabe der
folgenden Bestimmungen. Bei dem Beratenden Fachausschuss fiir die hausarztliche Versorgung
sind entsprechend der Zusammensetzung nach der Ziffer 27.1. Satz 3 der Satzung Gruppen und
bei dem Beratenden Fachausschuss fir die facharztliche Versorgung entsprechend der Zusam-
mensetzung nach der Ziffer 28.1. Satz 3 und 4 der Satzung Gruppen von Kandidaten zu bilden, aus
denen die Mitglieder der Vertreterversammlung mindestens je einen Kandidaten wéahlen missen.
Gewadbhlt ist aus jeder Gruppe der Kandidat mit den meisten Stimmen (Erstplatzierter); ferner sind
gewahlt der oder die Kandidaten, welche neben den Erstplatzierten in diesem Wahlgang die meis-
ten Stimmen erhalten haben. Bei dem Beratenden Fachausschuss Psychotherapie wird je eine
Kandidatenliste fiir Arzte und Psychotherapeuten erstellt; gewahlt sind die Kandidaten, die die
meisten Stimmen auf sich vereinigen. Ergibt sich eine Stimmengleichheit unter Kandidaten, wel-
che eine Bestimmung des Gewahlten nicht zulasst, so findet unter diesen Kandidaten mit gleicher
Stimmenzahl eine Stichwahl statt. Fiir die Wahl der Stellvertreter gelten die Satze 1 bis 5 entspre-
chend. Bei einer Blockwahl wird tiber die Vorschlage nach der Ziffer 6.1. Sdtze 2 und 4 mit Ja oder
Nein abgestimmt. Die vorgeschlagenen Kandidaten sind in diesem Fall gewahlt, wenn die Anzahl
der Ja-Stimmen gegeniiber der der Nein-Stimmen Uberwiegen.

Fiir den Beratenden Fachausschuss fiir angestellte Arzte/Psychotherapeuten in vertragsarztli-
chen/vertragspsychotherapeutischen Praxen und Medizinischen Versorgungszentren kénnen die
Kassenarztlichen Vereinigungen dem Vorstand der Kassenarztlichen Bundesvereinigung Wahlvor-
schlage Ubermitteln, welche die Zusammensetzung nach der Ziffer 30.1. der Satzung bericksichti-
gen sollen. Der Vorstand der Kassenarztlichen Bundesvereinigung erstellt nach eigenem Ermessen
in Abstimmung mit dem Vorsitzenden der Vertreterversammlung vier Kandidatenlisten, die ge-
messen an der jeweiligen Hochstzahl eine ausreichende Wahlmoglichkeit eréffnen:

eine Kandidatenliste fiir angestellte Arzte in vertragsarztlichen Praxen,
eine Kandidatenliste fiir angestellte Psychotherapeuten in vertragspsychotherapeutischen Praxen,
eine Kandidatenliste fiir angestellte Arzte in Medizinischen Versorgungszentren,

eine Kandidatenliste fiir angestellte Psychotherapeuten in Medizinischen Versorgungszentren.

Wahlbar sind nur Kandidaten aus den Kandidatenlisten. Die Mitglieder der Vertreterversammlung
wahlen bei einer Einzelwahl in einem Wahlgang aus den vier Listen durch die Abgabe je einer
Stimme fir jeden zu wahlenden Kandidaten bis zur jeweiligen Hochstzahl der Mitglieder des Fach-
ausschusses. Gewahlt sind die Kandidaten, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. Bei Stim-
mengleichheit, welche eine Bestimmung des Gewahlten nicht zuldsst, findet eine Stichwahl unter
Kandidaten mit gleicher Stimme statt. Bei einer Blockwahl wird ber den Vorschlag nach Satz 2
mit Ja oder Nein abgestimmt. Die vorgeschlagenen Kandidaten sind in diesem Fall gewahlt, wenn
die Anzahl der Ja-Stimmen gegeniiber der der Nein-Stimmen liberwiegen.
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ANLAGE 2

Entschadigungsordnung fiir den Vorsitzenden und die stellvertretenden
Vorsitzenden der Vertreterversammlung der KBV, den Vorsitzenden des
Finanzausschusses und die Vorsitzenden der Beratenden Fachausschiisse

GemaR § 4 Abs. 2 der Satzung der Kassenarztlichen Bundesvereinigung vom 22. April 1956 hat die Vertre-
terversammlung der Kassendrztlichen Bundesvereinigung in ihrer Sitzung am 22. September 2017 folgende
Entschadigungsordnung beschlossen, die mit Beschliissen vom 2. Marz 2018, 13. September 2019 und

11. September 2020 gedndert wurde.

Vorbemerkung

Funktionsbezeichnungen in dieser Ordnung gelten gleichermalien in der weiblichen wie in der mannlichen
Form. Die genannten Betrage sind Bruttobetrdge, soweit nichts Abweichendes geregelt wird.

§ 1 Allgemeines

Die Tatigkeit der Vorsitzenden der Vertreterversammlung und stellvertretenden Vorsitzenden der Vertre-
terversammlung der KBV, des Vorsitzenden des Finanzausschusses und der Vorsitzenden der Beratenden
Fachausschisse ist ehrenamtlich.

§ 2 Entschadigung

(1) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung erhalt eine monatliche Entschadigung in Hohe von
8.000,00 €. Der Vorsitzende des Finanzausschusses erhalt eine monatliche Entschadigung in Héhe
von 1.500,00 €. Die Vorsitzenden der Beratenden Fachausschiisse erhalten jeweils eine monatliche
Entschadigung in Héhe von 1.500,00 €.

(2)  Erfolgt der Amtsantritt oder die Amtsniederlegung innerhalb eines Monats, wird die Entschadigung
anteilig gezahlt.

(3) Die Stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung erhalten Praxisausfallentschadigung
und Aufwandsentschadigung gemal der Entschadigungs- und Reisekostenordnung fiir die Mitglieder
der Vertreterversammlung und fir die Mitglieder von Ausschiissen der KBV in der jeweils giiltigen
Fassung.

§ 3 Falligkeit

Die Entschadigungen nach § 2 Abs. 1 werden monatlich zum Monatsanfang bargeldlos gezahlt.

§ 4 Reisekosten

Fiir Tagegelder sowie die Erstattung von Fahrt-, Ubernachtungs- und Nebenkosten gilt die Entschadigungs-
und Reisekostenordnung fiir die Mitglieder der Vertreterversammlung und fiir die Mitglieder von Ausschis-
sen der KBV in der jeweils gliltigen Fassung.

§ 5 Umsatzsteuer

(1)  Far Sitzungen bis zum 31. Dezember 2019 geht die KBV davon aus, dass Leistungen nach dieser Ord-
nung nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Sollte die Finanzverwaltung eine gegenteilige Auffassung
vertreten, stellen die ab dem 23. Juni 2018 nach dieser Ordnung erstatteten Entgelte umsatzsteuerli-
che Nettoentgelte dar. Die entstandenen Umsatzsteuern und die auf die nachtragliche Umsatzsteuer
flr Leistungen an die KBV anteilig entfallenden Zinsen im Sinne der §§ 233a und 237 AO werden
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durch die KBV zusatzlich vergltet. Der Mandatstrager ist verpflichtet, eine Zinsbelastung zu vermei-
den bzw. — ggf. auch mit geeigneten verfahrensrechtlichen Mitteln — abzuwenden, wenn ihm dies
wirtschaftlich zuzumuten ist. Zinsen fiir eine Aussetzung der Vollziehung im Sinne von § 237 AO wer-
den erstattet, wenn der Mandatstrager im Zeitpunkt der Beantragung der Aussetzung der Vollzie-
hung davon ausgehen durfte, dass die eingelegten Rechtsmittel voraussichtlich erfolgreich sein wer-
den.

Voraussetzung fir die Erstattung der Umsatzsteuer ist der Nachweis durch die Vorlage des entspre-
chenden bestands- oder rechtskraftigen Umsatzsteuerbescheids sowie einer ordnungsgemalien
Rechnung mit ausgewiesener Umsatzsteuer.

Voraussetzung fur die Erstattung der auf die nachtraglich festgesetzte Umsatzsteuer entfallenden
Zinsen fur Leistungen an die KBV ist der Nachweis durch die Vorlage des entsprechenden bestands-
oder rechtskraftigen Steuerbescheids sowie einer ordnungsgemalen Rechnung. Soweit die Erstat-
tung von Zinsen umsatzsteuerrechtlich als zusatzliches Entgelt fir Leistungen an die KBV anzusehen
ist, werden die hierauf entstehenden Umsatzsteuern durch den Mandatstrager getragen und durch
die KBV nicht erstattet.

(2) Beiden in dieser Ordnung genannten Entschadigungszahlungen handelt es sich um umsatzsteuerli-
che Nettobetrage. Insoweit Mandatstrager mit ihrer Tatigkeit fir die KBV der Umsatzbesteuerung
unterliegen, wird die in ordnungsgemafen Rechnungen gesondert ausgewiesene und gesetzlich ge-
schuldete Umsatzsteuer ab dem 1. Januar 2020 zusatzlich vergiitet. Der Mandatstrager hat die Um-
satzsteuerpflicht bei erstmaliger Rechnungsstellung durch den Nachweis eines sachverstandigen Drit-
ten zu belegen. Der Nachweis ist mit jeder Amtsperiode neu zu erbringen.

(3) Insoweit Leistungen nach dieser Ordnung bei den Mandatstrdagern der Umsatzbesteuerung unterlie-
gen, kdnnen vom Mandatstrager bezogene Leistungen von Dritter Seite (z. B. Bahnkosten, Parkkos-
ten, Hotelrechnungen) auf Grundlage dieser Ordnung ab dem 1. Januar 2020 ausschlieRlich in Héhe
der umsatzsteuerlichen Nettobetrédge erstattet werden.

§ 6 Inkrafttreten

Die Entschadigungsordnung tritt zum 2. Dezember2017 in Kraft. Zugleich tritt die Entschadigungsregelung
fir den Vorsitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung der KBV, den Vor-
sitzenden des Finanzausschusses und die Vorsitzenden der Beratenden Fachausschiisse (in der Fassung des
Beschlusses der VV der KBV vom 05.05.2011) auRRer Kraft. § 5 in der jetzigen Fassung tritt zum

1. Januar 2020 in Kraft. Die §§ 2 Absatz 3 und 4 in der jetzigen Fassung treten zum 1. Marz 2020 in Kraft.
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Entschadigungs- und Reisekostenordnung fiir die Mitglieder der Vertreterver-
sammlung und fiir die Mitglieder von Ausschiissen der Kassenarztlichen Bundes-
vereinigung

GemaR § 4 Abs. 2 der Satzung der Kassendrztlichen Bundesvereinigung vom 22. April 1956 hat die Vertre-
terversammlung der Kassenarztlichen Bundesvereinigung in ihrer Sitzung am 22. September 2017 folgende
Entschadigungs- und Reisekostenordnung beschlossen, die mit Beschliissen vom 2. Marz 2018, 13. Septem-
ber 2019, 11. September 2020 und 17. Februar 2021 geandert wurde.

Vorbemerkung

Die KBV gewahrt fir die Wahrnehmung von Aufgaben im Interesse der KBV Auslagenerstattung und Ent-
schadigung nach MaRgabe dieser Entschadigungs- und Reisekostenordnung. Fir die Planung und Durchfiih-
rung notwendiger Reisen sowie von Sitzungen (Prasenzsitzungen und Sitzungen im Rahmen von Telefon-
und Videokonferenzen) gilt der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die genannten Betrage
sind Bruttobetrage, soweit nichts Abweichendes geregelt wird.

Funktionsbezeichnungen in dieser Ordnung gelten gleichermalien in der weiblichen wie in der mannlichen
Form.

Die genannten Betrage sind Bruttobetrage, soweit nichts Abweichendes geregelt wird.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Entschadigungs- und Reisekostenordnung regelt Art und Umfang der Reisekostenvergiitung
sowie der Entschadigung fiir Teilnahme an Sitzungen von Mitgliedern der Vertreterversammlung und
von Ausschussmitgliedern der KBV. Ausgenommen von dieser Regelung sind der Vorstand der KBV
sowie die Mitarbeiter der KBV und der Kassenarztlichen Vereinigungen.

(2) Die Entschadigungs- und Reisekostenordnung umfasst

die Fahrtauslagen (§ 4),

das Tagegeld (§ 5),

das Ubernachtungsgeld (§ 6),

die Praxisausfallentschadigung (§ 7),

die Aufwandsentschadigung (§ 8),

die Nebenkosten (§ 9).

o Uk wnN R

§ 2 Reisen

(1)  Reisen im Sinne dieser Regelung dienen der Wahrnehmung von Aufgaben auerhalb des Ortes der
regelmaligen Tatigkeit. Sie missen angeordnet oder genehmigt worden sein, es sei denn, dass eine
Anordnung oder Genehmigung nach dem Amt des Mitglieds der Vertreterversammlung oder eines
Ausschusses der KBV nicht in Betracht kommt. Die Anforderungen nach Satz 2 kann durch eine Einla-
dung dokumentiert werden.

(2) Die Dauer der Reise bestimmt sich anhand der Abreise und Ankunft am Wohnort des Reisenden, so-
fern sie nicht am Ort der regelmaRigen Tatigkeit beginnt oder endet.
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(1)

(2)

(3)

(4)
(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(1)

§ 3 Anspruch auf Reisekostenvergiitung und Entschadigung

Reisende erhalten auf Antrag eine Verglitung der notwendig veranlassten Reisekosten. Der Anspruch
erlischt, wenn die nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Beendigung der Reise
schriftlich oder elektronisch unter Vorlage aller maRgeblichen Belege beantragt wird.

Der Anspruch auf Verglitung ist unter anderem vom Nachweis liber die Anwesenheit in den Sitzun-
gen abhadngig. Die Anwesenheit wird durch Eintrag in die dem Sitzungsprotokoll beinhaltende Anwe-
senheitsliste nachgewiesen.

Gesetzliche Mitglieder der Vertreterversammlung nach Ziffer 4.2. der Satzung der KBV sowie der Vor-
sitzende der Vertreterversammlung haben keinen Anspruch auf Entschadigungen nach § 7 und § 8.
Entsprechendes gilt flir den Vorsitzenden des Finanzausschusses und die Vorsitzenden der Beraten-
den Fachausschiisse, soweit sie Amtsaufgaben in dieser Funktion wahr nehmen.

Fir Reisen innerhalb Berlins, besteht kein Anspruch auf Vergiitung nach §§ 5 und 6.

Entfallt eine Reise aus einem von dem Reisenden nicht zu vertretenden Grund, besteht Anspruch auf
Erstattung der durch die Vorbereitung entstandenen Kosten, sofern nicht von anderer Stelle erstattet
wird.

Teilnehmer von Sitzungen im Rahmen von Telefon- oder Videokonferenzen erhalten eine Praxisaus-
fallentschadigung nach den MaRgaben von § 7 Satz 3 und eine Aufwandsentschadigung nach § 8. § 2
Abs. 1 Satze 2 und 3 gelten entsprechend, wonach die Sitzung im Rahmen einer Telefon- oder Video-
konferenz angeordnet oder genehmigt worden sein muss und dies durch eine Einladung dokumen-
tiert werden kann, es sei denn, dass eine Anordnung oder Genehmigung nach dem Amt des Mitglieds
der Vertreterversammlung oder eines Ausschusses der KBV nicht in Betracht kommt. & 3 Abs. 2 gilt
mit der MaRgabe, dass der Anspruch die Teilnahme an der Telefon- bzw. Videokonferenz voraus-
setzt, die durch ein Sitzungsprotokoll, in dem der Beginn und das Ende der Sitzung vermerkt sind,
nachgewiesen wird. Die Absdtze 3 und 5 gelten entsprechend. Absatz 1 Satz 2 gilt fiir Telefon- und
Videokonferenzen entsprechend; ausgenommen hiervon sind solche Sitzungen im Rahmen von Tele-
fon- und Videokonferenzen, die zwischen dem 1. Mé&rz 2020 und der Genehmigung der Anderungen
zu § 7 und § 8 durch Beschluss der Vertreterversammlung vom 11. September 2020 durch das Bun-
desministerium flr Gesundheit stattgefunden haben.

§ 4 Fahrtauslagen

Erstattet werden entstandene Fahrtauslagen fiir Bahnfahrten einschliefRlich Benutzung des Schlafwa-
gens bis zur Hohe der 1. Klasse und fiir Fllige bis zur Hohe der Business-Class. Fiir Fahrten mit einem
Kraftfahrzeug wird eine Wegstreckenentschadigung in Hohe von 0,70 € je Kilometer gewahrt. Bei
Nutzung eines unentgeltlich gestellten Dienstwagens erfolgt die Erstattung der Wegstreckenentscha-
digung nicht an den Reisenden.

Mogliche FahrtpreisermaRigungen sind zu bericksichtigen. Kosten einer Bahncard werden auf Antrag
erstattet. Kosten einer Bahncard 100 werden bis zur Amortisation je Fahrt in Hohe des Fahrpreises
bei Nutzung einer Bahncard 50 erstattet.

Die Wahl des Beférderungsmittels ist den Reisenden freigestellt.

§ 5 Tagegeld

Als Ersatz von Mehraufwendungen fur Verpflegung erhalten die Reisenden ein Tagegeld. Das Tage-
geld wird in Hohe des steuerfreien Hochstbetrages ohne Ricksicht auf die Dauer der Abwesenheit
vom Wohnort gewahrt.
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(2)

(1)

(2)

Erhalten Reisende unentgeltlich Verpflegung, werden von dem zustehenden Tagegeld fiir das Friih-
stiick 20 Prozent und fiir das Mittag- und Abendessen je 40 Prozent des Tagegelds einbehalten. Glei-
ches gilt, wenn das Entgelt fiir Verpflegung in den erstattungsfiahigen Fahrt-, Ubernachtungs- oder
Nebenkosten enthalten ist. Die Sdtze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn unentgeltlich be-
reitgestellte Verpflegung nicht in Anspruch genommen wird.

§ 6 Ubernachtungsgeld

Fiir notwendige Ubernachtungen erhalten Reisende ein Ubernachtungsgeld. Das Ubernachtungsgeld
wird in Hohe des steuerfreien Hochstbetrages gewahrt. Hohere Ubernachtungskosten werden je
Ubernachtung bis zu einem Hochstbetrag von 150,00 € der nachgewiesenen Ubernachtungskosten
erstattet. Hohere Ubernachtungskosten werden erstattet, soweit hierfiir ein besonderer Grund be-
steht.

Ubernachtungsgeld wird nicht gewahrt

1. fur die Dauer der Benutzung von Beférderungsmitteln,

2. bei Reisen am oder zum Wohnort,

3. bei unentgeltlicher Bereitstellung einer Unterkunft,

4

. in Fallen, in denen das Entgelt fiir die Unterkunft in den erstattungsfahigen Fahrt- oder sonstigen
Kosten enthalten ist.

§ 7 Praxisausfallentschadigung

Zur Abgeltung von Verdienstausfillen erhalten Reisende eine Praxisausfallenschadigung. Die Hohe der Pra-
xisausfallentschadigung betragt

1. je Sitzungstag 650,00 €,
2. fir notwendige An- und Abreisetage jeweils 150,00 €.

Flr Sitzungen im Rahmen von Telefon- und Videokonferenzen betragt die Praxisausfallentschadigung bei
einer tatsachlichen Dauer von bis zu

einer Stunde 110,00 €
zwei Stunden 220,00 €
drei Stunden 330,00 €
vier Stunden 440,00 €
finf Stunden 550,00 €
und fir Sitzungen, die langer als flinf Stunden dauern 650,00 €.

(1)

(2)

§ 8 Aufwandsentschadigung

Zur Abgeltung von notwendigen Vor- und Nachbereitungsarbeiten von Sitzungen erhalten Reisende
und Teilnehmer an einer Sitzung im Rahmen von Telefon- oder Videokonferenzen eine Aufwandsent-
schadigung. Die Hohe der Aufwandsentschadigung betragt 300,00 € je Sitzung.

Finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, wird die Aufwandsentschadigung nur einmal je Sit-
zungstag gezahlt.

§ 9 Nebenkosten

Andere Auslagen, die zur Wahrnehmung der Aufgaben notwendig und nicht nach den §§ 4 bis 8 zu erstat-
ten sind, werden gegen Nachweis als Nebenkosten erstattet.
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§ 10 Zahlungswege

Grundsatzlich erfolgt die Zahlung der Verglitung direkt an den Reisenden. Zahlungen fiir hauptamtlich ta-
tige Mitglieder der Vertreterversammlung der KBV erfolgen an die zustandige Kassenarztliche Vereinigung.

(1)

(2)

(3)

§ 11 Umsatzsteuer

Bis zum 31. Dezember 2019 geht die KBV davon aus, dass Leistungen nach dieser Ordnung nicht der
Umsatzsteuer unterliegen. Sollte die Finanzverwaltung eine gegenteilige Auffassung vertreten, stel-
len die ab dem 23. Juni 2018 nach dieser Ordnung erstatteten Entgelte umsatzsteuerliche Nettoent-
gelte dar. Die entstandenen Umsatzsteuern und die auf die nachtragliche Umsatzsteuer fiir Leistun-
gen an die KBV anteilig entfallenden Zinsen im Sinne der §§ 233a und 237 AO werden durch die KBV
zusatzlich vergitet. Der Mandatstrager ist verpflichtet, eine Zinsbelastung zu vermeiden bzw. — ggf.
auch mit geeigneten verfahrensrechtlichen Mitteln — abzuwenden, wenn ihm dies wirtschaftlich zu-
zumuten ist. Zinsen flr eine Aussetzung der Vollziehung im Sinne von § 237 AO werden erstattet,
wenn der Mandatstrager im Zeitpunkt der Beantragung der Aussetzung der Vollziehung davon ausge-
hen durfte, dass die eingelegten Rechtsmittel voraussichtlich erfolgreich sein werden.
Voraussetzung fiir die Erstattung der Umsatzsteuer ist der Nachweis durch die Vorlage des entspre-
chenden bestands- oder rechtskraftigen Umsatzsteuerbescheids sowie einer ordnungsgemalien
Rechnung mit ausgewiesener Umsatzsteuer.

Voraussetzung fiir die Erstattung der auf die nachtraglich festgesetzte Umsatzsteuer entfallenden
Zinsen fur Leistungen an die KBV ist der Nachweis durch die Vorlage des entsprechenden bestands-
oder rechtskraftigen Steuerbescheids sowie einer ordnungsgemalen Rechnung. Soweit die Erstat-
tung von Zinsen umsatzsteuerrechtlich als zusatzliches Entgelt fiir Leistungen an die KBV anzusehen
ist, werden die hierauf entstehenden Umsatzsteuern durch den Mandatstrager getragen und durch
die KBV nicht erstattet.

Bei den in dieser Ordnung genannten Entschadigungszahlungen und Erstattungen handelt es sich um
umsatzsteuerliche Nettobetrage. Insoweit diese beim jeweiligen Mandatstrager der Umsatzbesteue-
rung unterliegen, wird die in ordnungsgemaRen Rechnungen gesondert ausgewiesene und gesetzlich
geschuldete Umsatzsteuer fiir Sitzungen ab dem 1. Januar 2020 zusatzlich vergiitet. Der Mandatstra-
ger hat die Umsatzsteuerpflicht bei erstmaliger Rechnungsstellung durch den Nachweis eines sach-
verstandigen Dritten zu belegen. Der Nachweis ist mit jeder Amtsperiode neu zu erbringen.

Insoweit Leistungen nach dieser Ordnung bei den Mandatstragern der Umsatzbesteuerung unterlie-
gen, kénnen vom Mandatstrager bezogene Leistungen von Dritter Seite (z. B. Bahnkosten, Parkkos-

ten, Hotelrechnungen) auf Grundlage dieser Ordnung ab dem 1. Januar 2020 ausschlieBlich in Héhe
der umsatzsteuerlichen Nettobetrage erstattet werden.

§ 12 Inkrafttreten

Die Entschadigungs- und Reisekostenordnung tritt zum 2. Dezember 2017 in Kraft. Zugleich tritt die Rege-
lung zur Erstattung von Fahrtkosten etc. fir die Mitglieder der Vertreterversammlung der KBV (in der Fas-
sung des Beschlusses der VV der KBV vom 05.05.2011) auRer Kraft. § 11 in der jetzigen Fassung tritt zum 1.
Januar 2020 in Kraft. Die §§ 1 Abs. 1 Satze 1 und 2, 3 Absatz 6, 7 Satz 2, 8 Absatz 1 sowie die Uberschrift zu
§ 3 in der jetzigen Fassung treten zum 1. Méarz 2020 in Kraft.

31/31



	Satzung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
	in der Fassung vom 6. Mai 2024
	Inhaltsverzeichnis
	ALLGEMEINE REGELUNGEN
	DIE VERTRETERVERSAMMLUNG
	DIE AUSSCHÜSSE DER VERTRETERVERSAMMLUNG
	DIE FACHKOMMISSIONEN
	DER VORSTAND
	DIE FACHAUSSCHÜSSE
	FINANZEN UND SONSTIGES

	Wahlordnung der Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
	Entschädigungsordnung für den Vorsitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung der KBV, den Vorsitzenden des Finanzausschusses und die Vorsitzenden der Beratenden Fachausschüsse
	Entschädigungs - und Reisekostenordnung für die Mitglieder der Vertreterver - sammlung und für die Mitglieder von Ausschüssen der Kassenärztlichen Bundes - vereinigung


